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Zum siebenten Mal in Folge fan-
den Ende Juli die Kommunalen 
Sommergespräche, eine gemein-

same Veranstaltung des Österreichi-
schen Gemeindebundes und der Kom-
munalkredit Austria, statt. Ziel war es 
auch heuer wieder, wesentliche 
Zukunftsfragen der öffentlichen Hand 
mit führenden Politikern, Wissenschaf-
tern, Wirtschaftern, Bürgermeistern und 
Experten des öffentlichen Managements 
zu diskutieren und Antworten dazu in 
einem mehrtägigen dynamischen Pro-
zess zu erarbeiten.

Vom 25. bis 27. Juli debattierten rund 
250 TeilnehmerInnen im Kurhaus in Bad 
Aussee zum Thema „Gestaltungsspiel-
räume in Zeiten knapper Budgets – Gren-
zen der öffentlichen Hand“. Die Nachle-
se-Redaktion der Kommunalen Sommer-
gespräche hat den Präsidenten des Öster-
reichischen Gemeindebundes, Helmut 
Mödlhammer, und den Vorstandsvorsit-
zenden der Kommunalkredit Austria, 
Alois Steinbichler, im Vorfeld befragt.

Herr Präsident Mödlhammer, wie ist 
es angesichts der wachsenden Politik- 
und Demokratieverdrossenheit um die 
Zukunft der Gemeindepolitik bestellt?
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Zum Auftakt der Kommunalen Sommer
gespräche 2012 diskutierten der Präsident  
des Österreichischen Gemeindebundes,  
Helmut Mödlhammer, und der Vorstands-
vorsitzende der Kommunalkredit Austria, 
Alois Steinbichler, über die wachsenden 
Herausforderungen für Gemeinden und  
wie sie bewältigt werden können.

Mödlhammer: Ihr wird künftig eine 
noch wichtigere Rolle zukommen, als es 
schon bis jetzt der Fall war. Wir leben in 
einer Zeit der Parteienkrise, in der die 
Kommunalpolitik zum letzten sicheren 
Hafen des Vertrauens geworden ist. 
Gemeinden sind überschaubare Einhei-
ten, die von den Menschen verstanden 
werden. Sie sind ein Ort der Wahrheit, an 
dem der Zusammenhalt und das gemein-
schaftliche Engagement der Bürgerinnen 
und Bürger sehr stark ausgeprägt sind.     

Was wird aus dieser Überschaubarkeit 
und diesem Zusammenhalt, wenn 
Gemeinden zu größeren Einheiten 
zusammengelegt werden?
Mödlhammer: Wir sollten sehr genau 
überlegen, was wir alles aufs Spiel setzen, 
wenn wir uns in Richtung größerer Ein-
heiten entwickeln. Gerade in krisenhaf-
ten Zeiten zeigt sich, dass kleinere Ein-
heiten oft effizienter arbeiten als ein gro-
ßes Gefüge. Das konnte man erst kürz-
lich wieder beobachten, als heftige 
Unwetter schwere Schäden angerichtet 
haben. Da helfen die Menschen und Frei-
willigenverbände im Ort ganz selbstver-
ständlich bei den Aufräumarbeiten und 
beim Wiederaufbau zusammen. 
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Stichwort Unwetter: Das Bundesheer 
und die Zivildiener spielen eine wichtige 
Rolle im Katastrophenschutz und in 
sozialen Belangen. Jetzt fordern Sie, dass 
bei Abschaffung der Wehrpflicht ein 
verpflichtender Sozialdienst eingerich-
tet werden soll. Wie kann der aussehen? 
Mödlhammer: Wenn die Wehrpflicht 
fällt, dann gibt es von heute auf morgen 
auch keine Zivildiener mehr, die zur 
Aufrechterhaltung vieler staatlicher 
Leistungen unentbehrlich sind. Gerade 
die Gemeinden wären davon besonders 
betroffen, weil Zivildiener in vielen Ein-
richtungen der Gemeinden ihren Dienst 
versehen. Ohne Zivildiener bzw. Sozial-
dienstleistende könnten Rettung, Kran-
kentransporte, Pflegeheime, Betreu-
ungsdienste oder auch die Feuerwehr 
sofort zusperren. Ein verpflichtender 
sozialer Dienst im Umfang von mindes-
tens sechs Monaten wäre eine gute 
Alternative.

Täte es nicht ein freiwilliger Sozial-
dienst auch?
Mödlhammer: Ich halte einen verpflich-
tenden Sozialdienst für richtig. In einem 
stark ausgebauten Wohlfahrtsstaat wie 
Österreich ist es nicht zu viel verlangt, 

wenn Menschen von der Gesellschaft 
nicht immer nur nehmen, sondern auch 
etwas geben.

Herr Vorstandsvorsitzender Stein-
bichler, was gibt denn die Kommunal-
kredit Austria den Gemeinden?
Steinbichler: Wir sind ein verlässlicher 
Partner im gemeinsamen Erarbeiten von 
Lösungen zur Finanzierung kommuna-
ler Infrastruktur. Das reicht von der Pla-
nung und Strukturierung über die 
Durchführung von Finanzierungen bis 
hin zur Förderungsberatung. Als Spezi-
alinstitut tragen wir wesentlich dazu bei, 
dass notwendige Infrastrukturinvestiti-
onen der öffentlichen Hand auch in Zei-
ten knapper Budgets realisiert werden. 
Das ist über eine erweiterte Finanzie-
rungsbasis möglich, in welche auch über 
kommunale Budgets hinausgehende 
Kapitalquellen einbezogen werden.

Welche Kapitalquellen sind das?
Steinbichler: Die Finanzierungsbasis lässt 
sich über öffentlich-private Kooperati-
onsmodelle, Bürgerbeteiligungsmodelle 
und über Mittel aus Infrastrukturfonds 
oder von privaten Investoren erweitern. 
Die Kommunalkredit bietet dazu pro-
jektmäßig strukturierte Lösungen an; im 
Bereich der Pflege und bei der Umstel-
lung auf energieeffiziente Beleuchtungs-
infrastruktur wird dies bereits erfolgreich 
umgesetzt. Wir haben eine langjährige, 
ausgewiesene Erfahrung in der Finanzie-
rung solcher Projekte. Auf dieses Know-
how und unser besonderes Engagement 
können sich unsere Kunden verlassen.

Worin besteht der besondere Vorteil 
einer Projektfinanzierung durch die 
Kommunalkredit?
Steinbichler: Wir gehen von einer Lebens-
zyklusbetrachtung aus, d. h., wir betrach-
ten die Gesamtkosten einer Investition 
inklusive Betriebs- und Instandhaltungs-

kosten über die komplette Nutzungsdau-
er der Infrastruktur. Dazu entwickeln wir 
partnerschaftliche Konzepte mit der 
Übernahme von Risken durch private 
Betreiber- bzw. Errichtergesellschaften 
und begrenzen damit die Errichtungs- 
und Betreiberrisken der öffentlichen 
Hand. Der öffentliche Schuldenstand 
bleibt von dieser Form der Finanzierung 
unberührt. Es geht nicht um „Schulden 
verstecken“. Eine detaillierte Prüfung und 
Begleitung des Projekts durch die Bank 
gibt jedoch zusätzliche Sicherheit, dass das 
Projekt langfristig lebensfähig ist.

Welche Finanzierungslösungen – 
abgesehen von der Projektfinanzie-
rung – empfehlen sich außerdem für 
Gemeinden?
Steinbichler: Da wären insbesondere der 
Forderungsankauf und Contracting zu 
nennen. Beim Forderungsankauf besteht 
die Möglichkeit, günstige Konditionen 
durch eine Drei-Parteien-Vereinbarung 
zwischen öffentlicher Hand, privatem 
Entwickler und der Kommunalkredit zu 
erzielen, die dabei ihrerseits günstige 
Finanzierungsquellen der Europäischen 
Investitionsbank einbinden kann. Beim 
Contracting – etwa im Rahmen unserer 
„Initiative Licht“ – profitieren Gemein-
den von einer Energiekostenersparnis von 
bis zu 50 Prozent, wobei die Einsparun-
gen im Stromverbrauch durch die Con-
tracting-Partner garantiert sind.
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Vorwort

„Gerade in krisenhaften Zeiten zeigt sich,  

dass kleinere Einheiten weit effizienter  

arbeiten als ein großes Gefüge.“

Helmut Mödlhammer, Präsident des  

Österreichischen Gemeindebundes

„Über eine Erweiterung der Finanzierungsbasis 

können Infrastrukturinvestitionen auch in  

Zeiten knapper Budgets realisiert werden.“

Alois Steinbichler,  

Generaldirektor der Kommunalkredit Austria



Haltung, 
Haftung, 
Hingabe
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Mit den alten Spielregeln in Politik,  
Wirtschaft und Gesellschaft sind die neuen 
Herausforderungen in Europa nicht mehr zu 
lösen. Professor Klaus Schweinsberg – Öko-
nom, Gründer des Centrums für Strategie und 
Höhere Führung, Young Global Leader WEF 
in Davos und Generalsekretär der Governance 
Kommission für Familienunternehmen in 
Deutschland – über die Notwendigkeit eines  
Systembruchs und warum ein solcher praktisch 
schon programmiert ist. 

Die Ökonomen, zu denen ich 
mich auch zähle, sind spätestens 
seit letztem Sommer, seit dem 

zweiten Hilfspaket für Griechenland, aus 
dem Spiel. Wir haben ursprünglich gelernt, 
für das Berechenbare, das Kalkulierbare, 
das Rationale zuständig zu sein. Darauf 
basierten unsere Modelle. Jetzt ist die Situ-
ation völlig irrational. Jetzt müssen die 
Experten fürs große Ganze ran – also His-
toriker, Psychotherapeuten, Philosophen, 
Theologen. „Glaube, Liebe, Hoffnung“ 
lautet nunmehr die Devise. 

Karl Valentin hat einmal gesagt: „Hof-
fentlich wird’s nicht so schlimm, wie es 
schon ist.“ Das ist eine gute Zustandsbe-
schreibung für das aktuelle Europa und 
seine Länder, in denen wir es gleich mit 
mehreren Spannungsfeldern zu tun haben: 
Die wachsende Abneigung gegen die par-
lamentarische Demokratie führt zu uner-
quicklichen Entwicklungen an den linken 
und rechten Rändern des politischen 
Spektrums – Ungarn ist da nur eines von 

vielen Beispielen. Dazu kommen zuneh-
mend Verteilungskonflikte zwischen 
Groß und Klein, Arm und Reich, jenen, 
die Arbeit haben, und jenen, die keine 
haben, zwischen denen, die gut versichert 
sind, und denen, die keine Versicherung 
haben. Wir sehen eine ungleiche Rohstoff-
verteilung, aus der immer mehr Konflikte 
und Auseinandersetzungen resultieren. 
Wir erleben eine Entwicklung, in der die 
Haftung aus dem ökonomischen System 
verschwunden ist. Die Idee des „persön-
lich haftenden Gesellschafters“ scheint 
weit draußen im Orbit zu schweben. 

Kurz: Das europäische Fundament 
hat Risse bekommen. Der Untergrund, 
auf dem wir stehen, schwankt. Das ist 
aber alles andere als neu in der Geschich-
te. Blickt man auf die vergangenen 600 
Jahre zurück, zeigt sich, dass regelmäßig 
in der zweiten Dekade eines Jahrhunderts 
ein Strukturbruch erfolgt ist. Dieser 
Bruch führte nicht immer zum Schlechte-
ren, aber jedenfalls dazu, dass alles anders 

wurde. Denken wir zum Beispiel an 1914 
mit dem Ausbruch des Ersten Weltkrie-
ges, an 1814/15 mit dem Wiener Kongress 
zur Neuordnung Europas, an 1713, als 
„Soldatenkönig“ Friedrich Wilhelm I. die 
Macht übernahm und in Preußen umfang-
reiche Reformmaßnahmen einführte. Die 
Reihe dieser historischen Umbruchs
ereignisse ließe sich mit den Jahren 1618, 
1517 und 1414 beliebig fortsetzen. 

Unausweichlicher Strukturbruch

Was aber ist mit der Zukunft? Wann ist der 
nächste „Prüftermin“? Wann kommt der 
nächste Strukturbruch? Es wird wohl 
2013/2014 so weit sein. Die Ouvertüre hat 
bereits begonnen: In Russland wurde 
gewählt, die US-Wahlen im Herbst wer-
den nicht ohne Auswirkungen auf die 
ganze Welt bleiben, ebenso wenig der 
bereits eingeleitete Machtwechsel in China. 
Die kürzlich in Frankreich abgehaltenen 
Wahlen zeigen bereits klare Folgen für 

Klare Worte zu Europa: Professor Klaus Schweinsberg
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Eröffnungsrede

Europa, über das künftige Schicksal Euro-
pas entscheiden wird jedoch das Ergebnis 
der Italien-Wahlen 2013. Dass danach auch 
Deutschland zur Stimmabgabe schreitet, 
wird im Hinblick auf die künftigen Wei-
chenstellungen in Europa wohl nur eine 
Formsache sein. Die Gefahr ist groß, dass 
wir 2013/2014 ein multiples Organversa-
gen in Europa erleben, weil die Komplexi-
tät der Dinge nicht mehr steuerbar ist. 
Einen Vorgeschmack dazu bekommen wir 
seit geraumer Zeit an den Finanzmärkten. 

Was ist denn nun in den letzten Jahr-
zehnten schiefgelaufen, warum begegnen 
wir heute derart komplexen wirtschafts-
politischen Situationen? Während der 
letzten Dekaden war „think big“ ange-
sagt. Konzerne reichten nicht, man 
brauchte Großkonzerne. Bei den Banken 
hieß es „je größer, desto besser“ (und 
schließlich „too big to fail“). Neue Län-
der wurden in Serie in die EU aufgenom-
men. Ob alle Staaten dazu geeignet waren 
oder nicht, blieb dahingestellt. Die G7, 
die führenden Industrienationen der 
Welt, wurden auf die G8 erweitert, um 
schließlich eine G20-Gruppe zu schaffen 
– alles in der Annahme, dass immer noch 
größere Strukturen die besseren wären. 

Jetzt heißt es wieder abschichten und 
„small is beautiful“, denn man hat erkannt, 
dass große Strukturen Probleme bereiten. 
Man fühlt schmerzlich, wie im Großkon-
zern die Grenzen der Steuerbarkeit 
erreicht sind. Auf Bankenseite ist das haf-
tende, harte Eigenkapital von ursprüngli-
chen 40 Prozent auf unter 10 Prozent 
gefallen, bei der Deutschen Bank etwa liegt 
es bei 2 Prozent. Ein durchschnittlicher 
Mittelständler würde sich da längst nicht 
mehr trauen, auch nur noch ein einziges 
Geschäft abzuschließen. Die Vertreter der 
europäischen Regierungen reisen dauernd 
zu irgendwelchen Runden und Gipfeln, 
bei denen etwas beschlossen wird, das 
jedoch keiner umsetzen kann. Da läuft 
doch grundsätzlich etwas verkehrt! 

Das Ende der Großen 

Die Erkenntnis, dass Staaten gleichermaßen 
wie Unternehmen ab einer bestimmten 
Größe nicht mehr führbar sind, ist ebenso 

wenig neu wie die Wiederholung von 
Geschichte. Schon der österreichische 
Wirtschaftsphilosoph und Träger des alter-
nativen Nobelpreises, Leopold Kohr, 
bemerkte vor mehr als 50 Jahren in seinem 
Buch „Das Ende der Großen – zurück zum 
menschlichen Maß“, dass die Probleme 
einer Gesellschaft, die sich über ihre opti-
male Größe hinaus entwickelt, mit der Zeit 
rascher wachsen als die menschliche Fähig-
keit, mit ihnen fertig zu werden, und dass 
nur vernünftig sei, was sich verantworten 
lasse. „Verantworten lassen sich Handlun-
gen und Entwicklungen, die überschaubar 
sind. Deshalb ist vernünftiges Handeln 
auch nur in überschaubaren Einheiten 
praktizierbar“, so ein Zitat aus Kohrs Werk. 

Ein kaum besseres Beispiel für solche 
kleinen, überschaubaren Einheiten sind 
die Gemeinden. Sie sind neben Adam 
Smith‘s „invisible hand“ gewissermaßen 
die zweite unsichtbare Hand, die kontrol-
lierend wirkt. In der Gemeinde wird genau 
darauf geachtet, ob sich etwa ein Unter-
nehmer lokal engagiert oder sich nur die 
Taschen vollmacht. Diese Entwicklung zur 
kontrollierenden, aber auch fürsorglichen 
zweiten Hand wird in Zukunft bestim-
mend sein. So wird es auch von den Ge-
meinden abhängen, ob Demokratie nach 
westlichem Verständnis weiter funktio-
niert, ob Marktwirtschaft und Kapitalis-
mus weiterhin toleriert werden oder ob wir 
– um einen Gedanken Schumpeters zu 
bemühen – vom Erfolg des Kapitalismus 
wieder in den Sozialismus geführt werden. 

Die Ablehnung der nach westlichem 
Verständnis gelebten Demokratie und des 

kapitalistischen Systems ist bereits sehr 
hoch. Die neue Piratenpartei mit ihrer 
Grundhaltung von „Politik als offenem 
Betriebssystem“ wird sicher nicht die letzte 
Ausprägungsform dieser Ablehnung blei-
ben, aber ein Signal, das ernst zu nehmen 
ist. Es drückt den Wunsch der Bürgerin-
nen und Bürger aus, sich zu engagieren 
– nicht unbedingt in mehrstündigen Ge-
schäftsordnungsdiskussionen im Gemein-
derat, wohl aber bei der Gestaltung ihrer 
Gemeinden, im Umweltschutz, im kultu-
rellen Bereich. Da bestehen reale Chan-
cen, sich wirksam einzubringen. 

Kommunales Engagement  

Gemeinden sind der ideale Ort für dieses 
Engagement, weil sie überschaubar sind. 
Es herrscht dort die historische Gewiss-
heit, dass Gemeinden funktionieren, wäh-
rend alles, was größer ist als die Gemein-
de, mit schöner Regelmäßigkeit immer 
wieder zerfällt. Gemeinden sind zudem 
ein Hort der Selbstversorgung. Es ist kein 
Geheimnis, dass die staatlichen Fürsorge-
maßnahmen künftig nicht mehr greifen 
werden. Zu viele Menschen werden zu 
alt, die Pflegekosten steigen. Freilich kann 
man diskutieren, was der Einsatz von 
Pflegeautomaten bringt. Aber wer will 
ernsthaft seine Eltern in ein Heim mit 
Pflegeautomaten abschieben? 

Man wird sich mit häuslicher Pflege 
behelfen. Dazu gibt es schon eine Reihe 
von Selbsthilfegruppen, die sich unter
einander in der Pflege organisieren. Ähn-
liche Beispiele finden sich in der Energie- 
und Lebensmittelversorgung oder auch 
bei der Betriebsansiedelung unter Berück-
sichtigung ökologischer Gesichtspunkte. 
Sie alle zeigen, dass wir gut beraten sind, 
auf Urtugenden zurückzuschauen und 
unser Tun an folgenden drei Werten zu 
messen: Haltung, Haftung und Hingabe. 
Wenn wir selbst in schwierigen Situatio-
nen Haltung bewahren, Verantwortung 
für unser Handeln übernehmen und uns 
mit Leidenschaft engagieren, werden wir 
erkennen – um es mit den Worten Goethes 
zu sagen –, dass man auch aus Steinen, die 
einem in den Weg gelegt werden, Schönes 
bauen kann. 

„Wenn wir selbst in 
schwierigen Situationen 
Haltung bewahren, Ver-
antwortung für unser 
Handeln übernehmen 
und uns mit Leidenschaft 
engagieren, werden wir 
erkennen, dass man auch 
aus Steinen, die einem in 
den Weg gelegt werden, 
Schönes bauen kann.“

Prof. Klaus Schweinsberg
(nach Goethe)
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Generaldirektor Alois Steinbichler: „Gemeinsam neue Gestaltungsspielräume schaffen“ 

Wie geht es mit  
dem Euro weiter?  

Wie können wir den 
Budgetrestriktionen 

begegnen? Wo sollen  
die Gemeinden  

frisches Geld für  
dringend erforderliche

Infrastrukturinves
titionen hernehmen? 

Alois Steinbichler,  
Vorstandsvorsitzender 
der Kommunalkredit 

Austria, gibt
Antworten.

Bei den Kommunalen Sommerge-
sprächen 2011 wurde an dieser 
Stelle von einem „Krisensalat“ 

gesprochen, welcher den Einblick in die 
Ursachen der damaligen Situation auf den 
Finanzmärkten und in der Wirtschaft 
erschwerte. Fazit der Diskussion war, 
dass es wohl weiterhin ein globales 

Finanzsystem geben werde, jedoch ver-
tiefte Kontrollmechanismen und strenge-
re Budgetdisziplin Platz greifen müssten. 
Seither ist der Druck auf die öffentliche 
Hand wie erwartet gestiegen; die Leis-
tungsgrenzen sind angesichts des immer 
enger werdenden budgetären Gestal-
tungsspielraumes noch stärker zutage 

getreten. Mit anderen Worten: Die „Salat-
schüssel“ ist nach wie vor ziemlich voll. 
Gleichzeitig wurden auf europäischer 
Ebene zahlreiche Maßnahmen gesetzt, die 
zur Lösung der Probleme führen sollen: 
• �Konkret umgesetzt wurde bisher die 

Europäische Finanzstabilisierungsfazi-
lität, kurz EFSF, die nun vom Europä-
ischen Stabilitätsmechanismus, kurz 
ESM, mit einem Stammkapital von 700 
Mrd. Euro abgelöst werden wird. Im 
Gegensatz zu anderen EU-Ländern 
wurde der ESM in Österreich bereits 
ratifiziert. Dies ist positiv zu vermer-
ken. Hinter dem ESM steht eine weite-
re finanzielle Unterstützung durch den 
Internationalen Währungsfonds (IWF) 
im Ausmaß von 250 Mrd. Euro. 

• �Über einen EU-weiten Fiskalpakt, der im 
Dezember 2011 beschlossen wurde, sol-
len sukzessive die Haushaltsdefizite redu-
ziert werden. Ziel ist die Kontrolle struk-
tureller Defizite, welche die jeweils kon-
junkturelle Entwicklung der EU-Länder 
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Grafik 1: �Bis auf die skandinavischen Länder und die meisten der 
neuen EU-Mitglieder aus Zentral- und Osteuropa erfüllt 
praktisch kein EU-Land das geforderte Maastricht- 
Kriterium von maximal 60 Prozent Staatsverschuldung. 

	 	 Anteil am 		  Staatsschulden 
	 BIP 2011	 Euroraum	 Anteil am	 in % des BIP
	 in EUR Mrd.	 BIP 2011	 EU-BIP 2011	 2011

EU	 12.635,7	 -	 100,0 %	 82,5 %
Euroraum	 9.411,6	 100,0 %	 74,5 %	 87,2 %
Österreich	 300,7	 3,2 %	 2,4 %	 72,2 %
Deutschland	 2.570,8	 27,3 %	 20,3 %	 81,2 %
Frankreich	 1.996,6	 21,2 %	 15,8 %	 85,8 %
Spanien	 1.073,4	 11,4 %	 8,5 %	 68,5 %
Italien	 1.580,2	 16,8 %	 12,5 %	 120,1 %
Griechenland*	 215,1	 2,3 %	 1,7 %	 165,3 %
Zypern	 17,8	 0,2 %	 0,1 %	 71,6 %

* BIP 2011 vorläufige Zahl, Stand Juli 2012

Kommunale Finanzierung
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Grafik 2: �Für 2011 und 2012 ist beim strukturellen Defizit der Gemeinden 
mit Überschüssen von 237 bzw. 92 Mio. Euro zu rechnen.

2006

EUR -127 Mio.

EUR -46 Mio.

EUR -204 Mio.
EUR -502 Mio. EUR -115 Mio.

EUR 92 Mio.
EUR 237 Mio.

2007 2008 2009 2010 2011* 2012*

Gesamteinnahmen Gesamtausgaben
 

* Prognose
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Dynamik der Gesamteinnahmen  
(abzüglich Schuldenaufnahme) und  

Gesamtausgaben (abzüglich Tilgungen)  
der Gemeinden (ohne Wien) in EUR Mio.
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berücksichtigt. Es ist nun unter dem Titel 
„Schuldenbremse“ gesetzlich verankert. 

• �Mittlerweile wurden drei zentrale Über-
wachungsbehörden für die Banken und 
Finanzmärkte ins Leben gerufen. Es han-
delt sich dabei um die „European Ban-
king Authority (EBA)“ als zentrale Ban-
kenaufsicht in London. Sie hat sich bis-
lang vor allem durch den Beschluss von 
Bankenstresstests hervorgetan. Darüber 
hinaus bestehen die „European Securities 
and Markets Authority (ESMA)“ mit 
Sitz in Paris als zentrale Finanzmarktauf-
sicht und die „European Insurance and 
Occupational Pensions Authority 
(EIOPA)“ mit Sitz in Frankfurt/Main 
zur Beaufsichtigung der Versicherungen 
und betrieblichen Pensionskassen. 

• �Zur Sicherstellung des Liquiditätsaus-
gleichs innerhalb des Finanzsystems 
hat die Europäische Zentralbank (EZB) 
besondere Maßnahmen ergriffen und 
kurzfristige Refinanzierungslinien, aus-
nahmsweise auch auf drei Jahre, zur 
Verfügung  gestellt. Dabei handelt es 
sich nicht um „billiges Geld, das die 
Banken geschenkt bekommen“. Es sind 
zwar sehr niedrige Zinssätze, zu denen 
sich die Banken refinanzieren können, 
doch im Gegenzug müssen entspre-
chende Sicherheiten von den Banken 
geleistet werden. Darüber hinaus hat 
die EZB bisher Staatsanleihen im Aus-
maß von ca. 200 Mrd. Euro angekauft. 

Worin besteht also jetzt noch die 
eigentliche Krise? Wir haben es mit dem 
Problem der Refinanzierung von Staats-
schulden zu tun. Werfen wir einmal einen 
Blick auf die Zahlen: Das Bruttoinlands-
produkt (BIP) der EU-Länder betrug Ende 
2011 insgesamt mehr als 12.600 Mrd. Euro, 
der Schuldenstand belief sich auf 82,5 Pro-
zent des BIP. Der vergleichbare Wert der 
USA liegt bei 100 Prozent. In Österreich 
lag die Verschuldung bei 72,2 Prozent, in 
Griechenland bei 165,3 Prozent und in Ita-
lien bei 120,1 Prozent. Solange das Brutto-
inlandsprodukt weiterhin als Maßstab für 
die Schuldentragfähigkeit eines Landes her-
angezogen wird, ist die positive Wachs-
tumsrate wichtig. Andernfalls steigen die 
Schuldenquoten unmittelbar massiv an.

„Wunderdroge“ 
Wirtschaftswachstum

Wachstum wird daher im Schuldenmana-
gement zur „Wunderdroge“. Woher aber 
soll dieses Wachstum in Zukunft kommen? 
Bislang war immer die Technologie Helfer 
in der Not. Neue Entwicklungen in den 
Bereichen Kommunikation, IT und High-
tech haben dem Wirtschaftswachstum 
regelmäßig neue Impulse verliehen. Jetzt 
könnte die Stunde der „Green Technolo-
gies“ gekommen sein. Neue technologi-
sche Entwicklungen generell könnten der 
Wirtschaft den fehlenden Schub bringen. 
Technologie ist derzeit ein unterschätzter 
Faktor im Wirtschaftsgeschehen. Dessen 
ungeachtet muss aber auch äußerst diszip-
liniert auf das Management der Staats-
schulden geachtet werden. Dazu wurde im 
Rahmen des österreichischen Stabilitäts-
pakts ein Budgetpfad verabschiedet, der bis 
2016 ein gesamtstaatliches Nulldefizit und 
ab 2017 ein strukturell ausgeglichenes 

Budget mit einer Neuverschuldung von 
maximal 0,45 Prozent des BIP vorsieht.

Betrachtet man die Prognoserechnun-
gen auf Gemeindeebene, anhand des 
strukturellen Defizits ergibt sich nach 
einem Fehlbetrag von 115 Mio. Euro im 
Jahr 2010 sowohl für 2011 als auch für 
2012 ein Überschuss. Grund dafür sind 
die verbesserten Ertragsanteile, womit 
aber noch keine dauerhafte Lösung für 
die angespannte Finanzlage der Gemein-
den gegeben ist. Es gilt also mehr denn je, 
die kommunale Finanzierungsbasis zu 
erweitern und nicht nur auf Budgetkredi-
te zu beschränken. Erweiterungsmöglich-
keiten bestehen über öffentlich-private 
Kooperationsmodelle, Bürgerbeteili-
gungsmodelle, Infrastrukturfonds, Geld-
mittel privater Investoren und Förderun-
gen. Über solche Lösungsansätze, die die 
Kommunalkredit Austria gemeinsam mit 
den Gemeinden entwickelt, können neue 
Gestaltungsspielräume in der kommuna-
len Finanzierung geschaffen werden.

Grafik 3: �Um die langfristige Finanzierbarkeit von Infrastrukturprojekten 
sicherzustellen, müssen die Gesamtkosten über die komplette 
Nutzungsdauer der Infrastruktur – die sogenannten  
Lebenszykluskosten – zum Ansatz gebracht werden.
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Freiwillige vor!
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Das Engagement von 
Freiwilligen ist ein 
zentraler Lebensnerv 
der österreichischen 
Gemeinden. Ohne 
ehrenamtliche Helfe-
rinnen und Helfer wäre 
vieles nicht möglich.  
Ist Freiwilligenarbeit 
vielleicht auch eine 
Lösung zur Entlastung 
der Gemeindebudgets?

Studie

Eva More-Hollerweger:  

„Freiwilligentätigkeit hat eine  

hohe Bindungskraft, fördert den  

Zusammenhalt im Dorf und wird  

künftig als Standortfaktor an  

Bedeutung gewinnen.“

Definitiv nicht, wenn es darum 
geht, bezahlte Arbeit einfach 
durch Freiwilligenarbeit zu 

ersetzen“, befand Eva More-Hollerwe-
ger, Vize-Direktorin des NPO-Kompe-
tenzzentrums an der Wirtschaftsuni-
versität Wien und Autorin einer Studie 
zum Thema Freiwilligenarbeit, die am 
zweiten Veranstaltungstag der Kom-
munalen Sommergespräche präsentiert 
wurde. „Es ist jedoch wünschenswert, 
Freiwillige in die Gemeindearbeit ein-
zubinden, weil dadurch Folgekosten 

verhindert werden können“, so die 
Wissenschafterin. 

Gerade Jugendliche und ältere Men-
schen könnten durch Freiwilligentätig-
keit sinnvoll in die Gemeinde eingebun-
den werden. Sie haben damit die Mög-
lichkeit, sich zu verwirklichen und 
gleichzeitig einen Beitrag zum Gemein-
wohl zu leisten. Oder um es in den Wor-
ten eines im Rahmen der Studie befrag-
ten Bürgermeisters auszudrücken: „Die 
Jungen bekommen Rückhalt und Selbst-
bestätigung, wenn sie etwas Sinnvolles 

zu tun haben. Die Älteren bleiben länger 
gesund und rüstig, anstatt daheim zu 
vereinsamen.“ 

Gut funktionierende Freiwilligenar-
beit kann auch ein Anreiz für Menschen 
sein, in ihren Gemeinden wohnen zu 
bleiben und nicht in städtische Ballungs-
zentren abzuwandern. „Freiwilligen
tätigkeit hat eine hohe Bindungskraft, 
fördert den Zusammenhalt im Dorf und 
wird künftig als Standortfaktor an 
Bedeutung gewinnen“, so More-Holler-
weger. Umgekehrt nimmt das freiwillige 
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Grafik 1: �Mit zunehmender Bevölkerungsdichte sinkt die  
Beteiligungsquote an der Freiwilligenarbeit.

18,4 %

Gesamt

Hohe Bevölkerungsdichte

Mittlere Bevölkerungsdichte

Niedrige Bevölkerungsdichte 34,2 %

27,9 %

30,6 %

2012   Kommunale sommergespräche 9

Engagement mit der Bevölkerungsdichte 
signifikant ab. Beteiligen sich in Regio-
nen mit niedriger Bevölkerungsdichte 
aktuell 34,2 Prozent der Menschen aktiv 
am Gemeindegeschehen, sind es in Bal-
lungsräumen nur 18,4 Prozent (Grafik 1). 

14 Millionen Wochenstunden für 
Freiwilligenarbeit

Die meisten Freiwilligen finden sich in 
den Bereichen Kultur, Sport, Religion 
und Katastrophenhilfe (Grafik 2), wobei 

Grafik 3: �Wöchentliches Arbeitsvolumen in der Freiwilligentätigkeit.

Bereich� Stunden pro Woche
Katastrophenhilfe� 1.575.932
Kultur� 1.761.588
Umwelt� 349.906
Religion� 1.026.121
Soziales� 564.689
Politik� 640.905
Gemeinwesen� 278.223
Bildung� 302.910
Sport� 1.418.408
Summe formelle Freiwilligenarbeit� 7.918.683
Informelle Freiwilligenarbeit� 6.773.996
Summe Freiwilligenarbeit gesamt� 14.692.679
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Grafik 2: �Freiwilligenengagement in Prozent und Anzahl  
der Tätigen nach Bereichen.

7,5 % (516.501)

Katastrophenhilfe

Kultur

Umwelt

Religion

Soziales

Politik

Gemeinwesen

Bildung

Sport

Informell

6,2 % (428.532)

27,1 % (1.871.708)

6,9 % (474.699)

2,5 % (174.270)

2,1 % (146.035)

3,5 % (242.178)

3,3 % (227.916)

6,0 % (413.238)

2,6 % (176.375)

Grafik 4: �Beteiligungsquoten und durchschnittliche Stunden in der 
formellen Freiwilligenarbeit nach Bundesländern.
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Österreich:
27,9 %
4,1 Std. 34,1 %

3,7 Std.

32,7 %
4,4 Std.

31,4 %
4,0 Std.

31,8 %
3,9 Std.

25,1 %
3,8 Std.

14,3 %
3,6 Std.

29,2 %
4,5 Std.

28,9 %
3,9 Std.30,6 %

4,6 Std.

Detaillierte 

Informationen 

mit anschau-

lichen Grafiken und Tabellen zum 

Thema Freiwilligenarbeit enthält der 

„1. Freiwilligenbericht“ von Mag. Eva 

More-Hollerweger und a. o. Univ.-

Prof. Dr. Arno Heimgartner im Auf-

trag des Bundesministeriums für 

Arbeit, Soziales und Konsumenten-

schutz (BMASK). Die Publikation 

steht im Internet unter www.bmask.

gv.at, Menüpunkt „Freiwilligenweb“, 

zum Download zur Verfügung.

„Gerade Jugendliche  
und ältere Menschen 
können durch Frei
willigenarbeit sinnvoll 
beschäftigt werden.  
Gut funktionierende  
Freiwilligenarbeit  
kann auch ein Anreiz 
sein, nicht aus den 
Gemeinden in städtische  
Ballungszentren  
abzuwandern.“�

Eva More-Hollerweger



Studie

Freiwilligenarbeit hinzu, ergeben sich 
insgesamt mehr als 14 Millionen 
Wochenstunden (Grafik 3).

Grundsätzlich beteiligen sich alle 
Bevölkerungsgruppen an Freiwilligen
arbeit, die Intensität ist jedoch je nach 
Altersgruppe und Bildung unterschied-
lich. Formell engagieren sich überwie-
gend die 40- bis 59-Jährigen, überra-
schend hoch ist die Beteiligung der 15- 
bis 19-Jährigen (Grafik 5). Die Beteili-
gung an der Freiwilligenarbeit steigt mit 
zunehmendem Bildungsgrad (Grafik 6). 
Das bedeutet allerdings nicht, dass unter 
den Freiwilligen nur Personen mit Matu-
ra und Universitätsabschluss zu finden 
sind – im Gegenteil: Der Großteil der 
Freiwilligen (68 %) hat keine Matura. 
Ältere Menschen sind vor allem im Sozi-
albereich aktiv. More-Hollerweger: 
„Diese Gegebenheiten sind bei der Aus-
wahl und Ansprache der jeweiligen Ziel-
gruppen zu beachten, wenn man inner-
halb einer Gemeinde Freiwilligenaufga-
ben übertragen möchte. Aufgabe und 
Zielgruppe müssen zusammenpassen.“

Kommunale sommergespräche   201210
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Grafik 5: �Beteiligung an formeller Freiwilligenarbeit  
nach Altersgruppen.

Gesamt

15 – 19 Jahre

20 – 29 Jahre

30 – 39 Jahre

40 – 49 Jahre

50 – 59 Jahre

60 – 69 Jahre

70 – 79 Jahre

ab 80 Jahre

27,9 %

29,3 %

29,1 %

32,4 %

32,3 %

25,6 %

16,2 %

8,1 %

31,4 %
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Grafik 6: �Beteiligung an formeller Freiwilligenarbeit  
nach Bildungsstatus.

Gesamt

Pflichtschule

Lehrabschluss

Berufsbild. mittlere Schule

AHS, BHS, Kolleg

UNI, FH, UNI-Lehrgänge

27,9 %

27,6 %

32,3 %

31,4 %

38,8 %

19,4 %

Freiwilligenarbeit nicht notwendiger-
weise formal über Vereine und Freiwil-
ligen-Organisationen erfolgen muss. 
27,1 Prozent der Österreicherinnen und 
Österreicher engagieren sich informell 
im Rahmen von Nachbarschaftshilfe 
und verbringen damit rund 6,7 Millio-
nen Stunden pro Woche. Rechnet man 
die Summe der Stunden für formelle 

Präsentierte  

überraschende 

Studienergebnisse: 

WU-Wissen

schafterin Eva 

More-Hollerweger 

mit Moderator  

Tom Bläumauer 

(rechts im Bild)

www.boerse-ehrenamt.at

www.hilfeundhobby.at

www.vereine-noe.at

www.freiwilligenboerse.vol.at

www.ehrenamtsboerse.at

www.selbsthilfe.at

Freiwilligen­
organisationen und 
Selbsthilfegruppen  
im Internet (Beispiele)

„Formell engagieren 
sich überwiegend die  
40- bis 59-Jährigen, 
überraschend hoch ist 
die Beteiligung der  
15- bis 19-Jährigen.“�

Eva More-Hollerweger
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Herausforderungen  
für die Zukunft

Womit Freiwilligenorganisationen in 
Hinkunft vermehrt rechnen müssen, ist 
die wachsende Mobilität ihrer Mitglie-
der. „Die Menschen wechseln immer 
öfter die Organisation, für die sie tätig 
sind, weil es einfach mehr Gelegenhei-
ten gibt, sich zu engagieren“, so More-
Hollerweger. Damit steigt auch die 
Möglichkeit, ein bestimmtes Ehrenamt 
abzulehnen oder sich nur für eine spo-
radische Mithilfe, jedoch nicht für eine 
auf längere Zeit angelegte Funktion zu 
entscheiden. 

Das macht es nicht unbedingt 
leicht für die Freiwilligenorganisatio-
nen, die an der Schnittstelle zwischen 
den Bedürfnissen der Gesellschaft und 
jenen der Freiwilligen arbeiten. Sie 
müssen einerseits die Freiwilligen 
motivieren und sich bemühen, ihnen 
einen guten Platz zu bieten, sie müssen 
aber auch damit leben können, dass 
sich die Freiwilligen rasch wieder ver-
abschieden – insbesondere dann, wenn 
sie sich nicht ausreichend wertge-
schätzt fühlen oder wenn sich am 
Übergang von der „einfachen“ Frei-
willigenorganisation zu einer professi-
onellen Organisation ein Mangel an 
Qualifikation bemerkbar macht. 
More-Hollerweger: „Man kann von 
einer freiwilligen Kraft, die sich drei 
Stunden pro Woche ehrenamtlich 
engagiert, nicht verlangen, dass sie 
plötzlich eine dreijährige Ausbildung 
macht.“

Nicht unwesentlich für den künf-
tigen Erfolg von Freiwilligenorganisa-
tionen ist die Verbesserung der Rah-
menbedingungen. Auf die Frage, bei 
welchen Themen sich Gemeinden stär-
ker engagieren sollten, um Freiwilli-
genarbeit zu sichern, wurde insbeson-
dere der Wunsch nach Absicherung im 
Rahmen einer Haftpflicht- bzw. 

Unfallversicherung geäußert (Grafik 7). 
Die Frage nach einem verpflichten- 
den Sozialjahr fand bei nahezu 80 Pro-
zent der interviewten Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeister Zustim-
mung, allerdings halten nur etwas 
mehr als 60 Prozent ein solches Sozial
jahr für tatsächlich durchsetzbar  
(Grafik 8).

Grafik 7: �Welche Form der Unterstützung von  
Freiwilligenorganisationen macht künftig Sinn?

Absicherung von Freiwilligen (Haftpflicht, Unfall)

Unterstützung bei der Medienarbeit

Bereitstellung von Räumlichkeiten

Beratung und Unterstützung  
in Fragen der Organisation

Rechtsberatung von Freiwilligenorganisationen  
und Freiwilligen

Unterstützung in der Akquise von Freiwilligen  
(z. B. durch Freiwilligenbörse, Internet-Plattform)

Ausbildung von Freiwilligen

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

69 % 22 % 5 %

67 % 24 % 9 %

9 %60 % 31 %

44 % 38 % 15 %

41 % 35 % 21 %

37 % 40 % 18 %

31 % 37 % 27 %

sehr sinnvoll gar nicht sinnvolleher sinnvoll weniger sinnvoll

Grafik 8: �Welche Rahmenbedingungen für Freiwilligenarbeit sind 
künftig denkbar?

Unter der Voraussetzung, dass die rechtlichen  
Rahmenbedingungen geklärt sind: Ich halte ein  

verpflichtendes Sozialjahr für sinnvoll.

Ich schätze, dass ein verpflichtendes Sozialjahr 
Zustimmung bei der Mehrheit der EinwohnerInnen 

meiner Gemeinde finden wird.

Bestimmte Tätigkeiten sollten stark an  
berufliche Ausbildungen gebunden werden,  

um den Einsatz von Laien zu erleichtern.

Für mich sind Investitionen meiner Gemeinde  
zum Auf- und Ausbau von Strukturen für  

Frewillige in den nächsten Jahren denkbar.

Um den Einsatz von Freiwilligen zu erleichtern, soll-
ten Einschränkungen in Bezug auf die zeitliche Ver-

fügbarkeit von Leistungen in Kauf genommen werden.

Künftig sollte mehr Gewicht auf die  
Ausbildung von Freiwilligen gelegt werden.

Ich bin dafür, dass bezahlte Arbeit in manchen 
Bereichen durch Freiwillige ersetzt wird.

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

51 % 27 % 8 %

34 % 31 % 20 %

30 % 45 % 17 %

28 % 48 % 18 %

23 % 48 % 17 %

23 % 45 % 27 %

18 % 29 % 30 %

stimme stark zu stimme eher zu stimme weniger zu stimme gar nicht zu weiß nicht

Live-Voting des Publikums zu ausgewählten 

Fragen der Studie 
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Baulandmobilisierung 
und Raumplanung

Expertentalks
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Kommunale akademien

Insgesamt sechs Kommunale Akademien am Nachmittag des ersten Veranstaltungstages boten den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern die Möglichkeit, sich in Kleingruppen intensiv und praxisnah mit  
aktuellen Themen aus dem Gemeindealltag auseinanderzusetzen. Anhand von Best-Practice-Beispielen 
wurden Erfahrungen ausgetauscht, Ideen diskutiert und Lösungsansätze erarbeitet.

Strafrechtsexperte Mag. Günther Rebisant gibt 

einen Überblick über die Handlungsgrenzen 

durch das neue Korruptionsstrafrecht

Mit 1. Jänner 2013 tritt das Kor-
ruptionsstrafrechtsänderungs-
gesetz 2012 in Kraft. Es sieht 

Neuregelungen hinsichtlich der Vorteils
annahme und der Imagepflege vor und 
erweitert den Amtsträgerbegriff sowie die 
Strafbarkeit für Auslandstaten.

Für Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister bzw. kommunale Amtsträger 
bedeuten die Änderungen konkret, dass 
etwa ungebührliche Geschenkannahmen 
auch für pflichtgemäße Amtsgeschäfte 
– zum Beispiel eine Einladung zu einem 
Event als Gegenleistung für eine rasche 
Abwicklung eines Bauverfahrens – und 
die Imagepflege ohne konkretes Amts-
geschäft strafbar sind. Geschenke dürfen 
nur dann angenommen werden, wenn 
sie gesetzlich erlaubt oder orts- oder 

landesübliche Aufmerksamkeiten gerin-
gen Werts sind sowie bei Veranstaltun-
gen mit amtlichem Interesse oder für 
gemeinnützige Zwecke gewährt werden.

 Die Imagepflege („Anfüttern“) ist als 
Vorteilsannahme zur Beeinflussung der 
Amtstätigkeit strafbar, wobei jeweils das 
Vorgehen aufgrund der gesamten Umstän-
de zu betrachten ist. So kann eine Einla-
dung zu einer Veranstaltung im amtlichen 
Interesse „Dienst“ sein mit dem einzigen 
Vorteil des freien Eintritts oder bei einem 
entsprechenden „Hintergedanken“ eben 
strafbare Vorteilsannahme zur Beeinflus-
sung. Für dieses Delikt sind Freiheitsstra-
fen von bis zu zwei Jahren, bei einem 
Vorteil über 3.000 Euro bis zu drei Jahren 
und bei über 50.000 Euro sechs Monate 
bis fünf Jahre angedroht. 

Strafrechtliche 
kommunale 

Haftung „Wie vermeide ich im kommunalen 
Alltag den bloßen Anschein  
von Korruption und sonstigen 
strafrechtlichen Handlungen?“  
Dieser Frage widmeten sich die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
der 1. Kommunalen Akademie 
mit Univ.-Ass. Mag. Günther 
Rebisant.



Baulandmobilisierung 
und Raumplanung
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Kommunale akademien

Raumplanerische Rahmenbedin-
gungen haben in den Gemein-
den wesentliche Auswirkungen 

auf die sozioökonomische und demo-
grafische Entwicklung. Aufgrund des 
Trends zur Baulandneuwidmung mit 
der Errichtung von Wohn- und Gewer-
beimmobilien „auf der grünen Wiese“ – 
trotz vorhandener, erschlossener Bau-
landreserven – kommt es zunehmend zu 
Zersiedelung an den Rändern und 
gleichzeitig zu Leerstand und Entwick-
lungsblockaden in den Ortskernen. 

 Abhilfe schaffen könnte ein bedarfs-
gerecht eingesetztes Bündel an Maßnah-
men, das vorrangig die Mobilisierung 
von Altbestand und bestehenden Nutz-
flächen zum Ziel hat. Dies würde 
zunächst erfordern, den Leerstand öster-
reichweit in einer Datenbank zu erfassen. 
„In der Schweiz ist bereits aus einer von 
der ETH Zürich entwickelten Daten-

bank ersichtlich, welche Liegenschaften 
kurz-, mittel- und langfristig verfügbar 
sind“, so Christof Schremmer. „Das Ziel 
in der Schweiz ist: Solange die Bestands-
mobilisierungsmaßnahmen seitens der 
Gemeinden nicht ausgeschöpft sind, darf 
keine neue Widmung erfolgen.“

 Steuernd wirken könnte außerdem 
eine Veränderung bei der Gewährung der 
Wohnbauförderung. „Sie macht derzeit 
den Neubau auf der grünen Wiese deut-
lich attraktiver als die Sanierung von Alt-
bestand im Ortskern – insbesondere dann, 
wenn dieser denkmalgeschützt ist und 
entsprechend strenge Auflagen zu erfüllen 
sind“, so eine Akademieteilnehmerin. 

 Ein Anreiz zur Bodenmobilisierung 
bestünde in der Neufestlegung der Ein-
heitswerte und der Anpassung der 
Grundsteuer. Dies sei nicht nur aus 
Gründen der Steuergerechtigkeit längst 
überfällig, sondern würde zusätzlich zu 

Die 2. Kommunale 
Akademie unter  
der Leitung von  
DI Christof  
Schremmer vom 
Österreichischen 
Institut für Raum
planung befasste  
sich mit den stand
örtlichen Voraus
setzungen zur  
nachhaltigen Entwick-
lung von Gemeinden 
und konkreten  
Möglichkeiten für  
den kosteneffizienten 
Umgang mit Boden  
und Bauland. 

einem positiven Lenkungseffekt führen. 
Konkret wurde vorgeschlagen, die 
Besteuerung von Liegenschaften nicht 
nach ihrer Nutzung, sondern nach der 
Widmungskategorie und dem damit ver-
bundenen Baulandwert vorzunehmen. 
Das würde den Anreiz erhöhen, das 
Grundstück widmungsgemäß zu nutzen. 
Ein zweiter Vorschlag zielte auf Wertbe-
stimmung von bebauten Liegenschaften 
ab: Basierend auf dem Versicherungswert 
der Liegenschaft (Daten vorhanden) 
könnte ein bestimmter Prozentsatz an 
Grundsteuer abgeleitet und auch jährlich 
dynamisch angepasst werden. 

Es scheint in Hinblick auf den hohen 
Aufwand zur Neufestsetzung der Einheits-
werte wesentlich, dass von den Gemeinden 
– über die Bundeslandgrenzen hinweg – 
ein praktikabler, gemeinsamer Vorschlag 
entwickelt wird, um dies mit dem Bund 
rasch zur Umsetzung zu bringen. 

Raumordnungsexperte DI Christof Schremmer sammelt Vorschläge der  

Akademieteilnehmerinnen und -teilnehmer zur Baulandmobilisierung



Im Rahmen der 3. Kommunalen Akademie  
mit Ulrike Böker, Bürgermeisterin der 

oberösterreichischen Gemeinde Ottensheim, 
wurde äußerst engagiert über die künftigen 

Herausforderungen für Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister debattiert.   
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Was ist zu tun, damit der Bür-
germeisterposten nicht zum 
Auslaufmodell wird? Für 

Ulrike Böker, ausgebildete Damenkleider-
macherin und Kindergartenpädagogin und 
viele Jahre im kulturellen Bereich tätig, 
braucht es vor allem eines: die Liebe zu den 
Menschen und die Freude am persönlichen 
Engagement. „Natürlich gehört auch eine 
gewisse Freude an der persönlichen Aus-
einandersetzung dazu“, sagt Böker. „Im 
Bürgermeisteramt muss man es aushalten, 
kritisiert, in Frage gestellt und nicht immer 
von allen geliebt zu werden.“ 

Dass „die Uli“ zu den besonders 

Zunächst stellte DI Wolfgang 
Widmann, Geschäftsführer der 
Innsbrucker INFRA Project 

Development GmbH, das „Wasserkraft-
projekt Stanzertal“ mit einer Beteili-
gungsmöglichkeit für Gemeinden vor. 
Das Wasserkraftwerk soll jährlich rund 
52 Gigawattstunden Strom liefern. Für 
Frühjahr 2015 ist der Vollbetrieb 
geplant. Die INFRA hat die Gemeinden 
St. Anton, Pettneu, Flirsch und Strengen 
an der Stanzertal Kraftwerk GmbH mit 
25 Prozent beteiligt – dies garantiere laut 
Wolfgang Widmann die lokale Akzep-
tanz bei der Bevölkerung.

 Unter dem Titel „Energiebewusstes 
Raurisertal“ zeigten im Anschluss Robert 

In Zeiten enger Budgets 
rücken die Nutzung von 

Wasserrechten und der 
Bau von Kleinwasser-

kraftwerken für Kommu-
nen wieder in den Fokus. 
Zu diesem Thema wurden 

in der 4. Kommunalen 
Akademie unter der  

Leitung von Mag. Lukas 
Stühlinger von der Kom-

munalkredit Austria und 
Dr. Christoph Walla von 

der Kommunalkredit Public 
Consulting gleich mehrere 

Beispiele präsentiert.  

Berufsbild  
Bürgermeister

Zahlreiche  

Anregungen zur 

Energieversorgung 

durch Wasserkraft 

und deren Finan

zierung mit Bürger-

beteiligung auf 

Gemeindeebene  

in der Akademie 

von Mag. Lukas 

Stühlinger und  

Dr. Christoph Walla 

Zusammenarbeit in 
der Energieversorgung
Reiter, Bürgermeister der Gemeinde 
Rauris, und Dr. Mathias Fontin, 
Geschäftsführer von HydroAlpin / Fon-
tin & Company, innovative Modelle zur 
Realisierung von Kleinwasserkraftanla-
gen in der Gemeinde Rauris auf. Ziel ist 
es, gemäß dem Rauriser Energieleitbild 
„Energie vor Ort zu erzeugen, selbst zu 
verwenden und nachhaltig zu betreiben“. 
Für die Umsetzung der Wasserkraftanla-
gen wurden drei Modelle entwickelt:  
1. Kooperation mit der Gemeinde,  
2. Beteiligung der Gemeinde und 3. Bür-
gerbeteiligung am Kraftwerk. 

Dr. Manfred Trefalt, Geschäftsführer 
der Stadtwerke Feldkirch, legte schließ-
lich dar, wie in seiner Gemeinde mit dem 

Energieanlagekonto „Kraftwerk Illspitz“ 
ein neues Projekt, dessen Bau soeben 
begonnen hat, mitfinanziert werden soll. 
Neben der Beteiligung durch die Bevöl-
kerung im Rahmen eines Energieanlage-
kontos kommen Eigenmittel und Kredite 
zum Einsatz. Die Inbetriebnahme des 
Kraftwerks ist für Sommer 2014 geplant.

 Über die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen einer Bürgerbeteiligung sowie 
die Möglichkeiten zur Investitionsför-
derung für Kleinwasserkraftwerke refe-
rierten abschließend MMag. Roman 
Rericha von der Kanzlei Brandl & Talos 
Rechtsanwälte und DI Dr. Christoph 
Walla von der Kommunalkredit Public 
Consulting. 
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Zusätzlich braucht es die nötigen 
fachlichen und sozialen Kompetenzen als 
fundamentale Basis für das Bürgermeis-
teramt. „Sie muss stark genug sein, um die 
Fülle an Aufgaben, die auf einen Bürger-
meister zukommen, bewältigen zu kön-
nen“, so Böker. Dazu zählen neben der 
Gemeindevertretung nach innen und 
außen die komplette Budgetverantwor-
tung, die Funktion als Vorgesetzter, Füh-
rungskraft und Mediator, die Rolle als 
„Baubehörde“ und Chef der Feuerwehr, 
und schließlich sollte man auch noch Visi-

onär und Ideenbringer sein, um immer 
wieder neue Initiativen anzustoßen.

An dieser Vielfalt an Aufgaben wird 
sich künftig kaum etwas ändern – im 
Gegenteil: Die Ansprüche an Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister werden 
immer größer, das Arbeitspensum steigt, 
ohne dass aber das durchschnittliche 
Gehalt mitsteigen würde. Böker: „Das 
Bürgermeisteramt muss anständig ent-
lohnt werden, vor allem muss es eine 
soziale Absicherung geben. Hier besteht 
noch enormer Aufholbedarf.“

Bürgermeisterin Ulrike Böker mit 

ihren Akademieteilnehmerinnen und 

-teilnehmern über alte und neue  

Aufgaben im Bürgermeisteramt

geschätzten Vertretern ihres Amtes in 
Österreich zählt, hängt nicht nur mit 
ihrem Durchhaltevermögen, sondern auch 
mit ihrer Leidenschaft für Vielfalt, ihrer 
Lösungsorientiertheit und dem Umstand 
zusammen, dass sie „Sozialkapital“ – wie 
sie es nennt – einen sehr hohen Stellenwert 
einräumt. Sie sieht es als politischen Auf-
trag, dieses in der Gemeinde aufzubauen, 
d. h., die passenden Rahmenbedingungen 
und Strukturen zu schaffen, damit sich die 
Menschen untereinander mehr vernetzen 
und für die Gemeinde engagieren. 

Private Initiative in  
der Pflegeinfrastruktur

Christian  

Guthauer von 

der project 

area gmbh  

präsentierte 

ein konkretes 

Fallbeispiel  

zur Umsetzung 

von Pflege

infrastruktur 

Was ist bei der Finanzierung 
von Pflegeinfrastruktur zu 
beachten? Welche Förder-

möglichkeiten gibt es? Wie wird ein Pro-
jekt erfolgreich? Christian Guthauer, 
Geschäftsführer der area project gmbh, 
und Claudia Wieser, Leiterin Soziale 
Infrastruktur bei der Kommunalkredit 
Austria, beantworteten diese Fragen 
anhand eines konkreten Beispiels:

Der niederösterreichische Verein 
„Wege zum Wohnen“ betreibt bereits seit 
2002 erfolgreich eine Wohn- und Tages-
betreuungsstätte für zwölf geistig behin-
derte Menschen. 2009 fiel die Entschei-
dung, das Betreuungsangebot auszubauen: 

Zu den zwölf bestehenden Wohnbetreu-
ungsplätzen sollten 16 weitere hinzukom-
men, die Tagesbetreuungsstätte sollte auf 
einen Standort zusammengezogen wer-
den und Platz für insgesamt 32 Personen 
bieten. Gemeinsam mit dem Verein erar-
beitete die area project gmbh als Projekt-
entwicklerin ein Umsetzungskonzept, 
das von der Bedarfserhebung über das 
Raumprogramm und die Beantragung der 
Fördermittel beim Land NÖ bis hin zur 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung sämtli-
che Projektschritte umfasste. 

 2011 erfolgte die Kontaktaufnahme 
mit der Kommunalkredit: Gemeinsam 
wurden Finanzierungsstruktur und Pla-

nungsrechnung erarbeitet, um die finan-
zielle Stabilität des Projekts nachhaltig 
sicherzustellen. Zu beachten war dabei, 
dass für die Besicherung des Kredits kei-
nerlei Haftungen seitens des Landes 
oder der Gemeinde zur Verfügung stan-
den. Die Rückführung des Kredits sollte 
ausschließlich durch die Erlöse aus den 
vom Land NÖ an den Verein entrichte-
ten Betreuungspauschalen sichergestellt 
werden. Nach der Förderungszusage 
des NÖ Sozialfonds und der Finanzie-
rungszusage der Kommunalkredit fiel 
im Jänner 2012 der Startschuss für den 
Bau, die Fertigstellung ist für November 
2012 geplant. 

Tageszentren,  
Pflegeheime, betreutes  

Wohnen: Dem vielfältigen 
Bedarf an Pflege

infrastruktur steht eine  
Vielzahl an Lösungs-

möglichkeiten gegen-
über. Über konkrete 

Umsetzungskonzepte 
wurde in der 5. Kom-

munalen Akademie  
mit Claudia Wieser 

und Christian 
Guthauer diskutiert.    

Kommunale akademien
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Vorausschauende Raum- und 
Verkehrsplanung, Verkehrspo-
litik und -konzepte sowie neue 

Wege der Mobilität gewinnen zusehends 
an Bedeutung. Ein praktisches Umset-
zungsbeispiel präsentierte dazu DI 
Christian Eugster von der Vorarlberger 
Elektroautomobil Planungs- und Bera-
tungs GmbH mit dem Projekt „VLOT-
TE“. Das vom österreichischen Klima- 
und Energiefonds geförderte Projekt 
startete 2008 als erste Modellregion in 
Österreich mit dem Ziel, E-Mobilität 
mit den zur Verfügung stehenden tech-
nischen Mitteln umzusetzen. Heute sind 
in Vorarlberg bereits 357 E-Autos im 
Einsatz, bis 2020 sollen es 10.000 sein. 

Dr. Peter Brandauer, Geschäftsfüh-
rer des Tourismusverbandes und seit 24 
Jahren Bürgermeister von Werfenweng, 
beschrieb die Entwicklung seiner 
Gemeinde seit 1994 zu einer autofreien 

Ein wesentlicher Treiber für die 
erfolgreiche Umsetzung von Mobilitäts-
projekten seien auch öffentliche Förder-
mittel, wie DI Alexandra Amerstorfer, 
Geschäftsführerin der Kommunalkredit 
Public Consulting, ausführte. Derzeit 
bestünden drei Instrumente zur Mobili-
tätsförderung: die „Umweltförderung In-
land“ für Unternehmen und umfassende 
Reduktionsmaßnahmen, das „klima:aktiv 
mobil-Beratungsprogramm“ mit Förder-
höhen von bis zu 30 Prozent der Investi-
tionskosten für Unternehmen und bis zu 
50 Prozent für Gemeinden und der 
„Klima- und Energiefonds“ mit Förde-
rungen in Abhängigkeit von den tatsäch-
lich eingesparten CO2-Emissionen. 
Abschließend verwies Amerstorfer auf 
eine aktuelle Ausschreibung des Klima- 
und Energiefonds für eine neue Modell-
region zur E-Mobilität. Die Einreichfrist 
läuft noch bis 19. Oktober 2012.

In der 6. Kommunalen 
Akademie, geleitet  
von DI Alexandra 
Amerstorfer von 
der Kommunalkredit 
Public Consulting 
und Andreas 
Kettenhuber von 
der Kommunalkredit 
Austria, wurden  
Fragen zur nach
haltigen Mobilitäts-
entwicklung  
behandelt.

Kommunale 
Mobilität

Von E wie E-Mobil bis V wie VLOTTE:  

intensive Diskussion und Erfahrungsaustausch

Gemeinde. „Wesentliches Umsetzungs-
medium ist die Samo-Card, die ‚Sanfte 
Mobilität-Card‘, die unsere Gäste bei 
Anreise mit der Bahn erhalten oder 
wenn sie ihren Autoschlüssel an der 
Hotelrezeption abgeben“, so Brandauer. 
Aktuell sind 45 Unterkunftsbetriebe an 
diesem Projekt beteiligt. 

Dass zwischen der Idee eines Pro-
jekts und der erfolgreichen Realisierung 
viele Schritte liegen, machte Mag. Ger-
hard Huemer von der Kommunalkredit 
Austria deutlich. Vor allem komme es auf 
die maßgeschneiderte Finanzierung an. 
„Im Zuge der Erarbeitung des Konzepts 
und der Planungs- und Projektierungs-
phase steht die steuerliche und rechtliche 
Ausgestaltung zur Entscheidung an“, so 
Huemer. Wesentliche Fragen würden 
sich außerdem zur Teilnehmerstruktur, 
den Haftungsverhältnissen und den 
Möglichkeiten zur Einflussnahme stellen. 
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Kommunale Leistungen 
sichern – aber wie?
Im Rahmen des „Treffpunkt Forum“ mit insgesamt 
fünf Workshops wurde eine breite Diskussionsplatt-
form für Fachleute und Praktiker angeboten. Gemäß 
dem Motto der Sommergespräche stand die Siche-

rung kommunaler Leistungen im gegenwärtigen 
Umfeld im Mittelpunkt. Schwerpunktmäßig wurden 
die Themen Gesundheit, Pflege, Steuer, Energie  
und Administration behandelt. 

Diese Frage stand im Fokus des 
Gesundheits-Forums unter der  
Leitung von Kurier-Redakteur  
Nicholas Bukovec. Es diskutierten 
mit den Workshopteilnehmerinnen 
und -teilnehmern Dr. Josef Probst, 
stv. Generaldirektor des Hauptver-
bandes der Österreichischen Sozial-
versicherungsträger, und NÖ Patienten-
anwalt Dr. Gerald Bachinger.

Das heimische Gesundheitssys-
tem ist im EU-Vergleich teuer 
und nicht effizient, obwohl die 

Österreicherinnen und Österreicher sub-
jektiv den Eindruck haben, dass das Sys-
tem sehr gut ist. Eine Systemreform soll 
Abhilfe schaffen. Es bestehen jedoch – so 
der Tenor unter den Diskutanten – Zwei-
fel an ihrer Umsetzbarkeit, da es nach wie 
vor weder Steuerung noch Finanzierung 
aus einer Hand gibt. Weiters sind zu viele 
Player in das System involviert, und 
schließlich sind keine wirksamen Sankti-
onen geplant für den Fall, dass die verein-
barten Ziele nicht erreicht werden. 

Geändert werden müsse auch etwas 

bei der Prävention. „Österreich braucht 
mehr davon“, so die einhellige Meinung, 
insbesondere von Gemeindevertretern. 
Sie monierten, dass es von den Landes-
behörden kaum bzw. kein Geld für 
Investitionen im Schul- und Sportbe-
reich gäbe, um Kindern einen gesünde-
ren Lebensstil zu ermöglichen. 

Für eine besonders rege Diskussion 
sorgten die Themen „unterschiedliche 
medizinische Leistungen je nach Bun-
desland“ und „Besserbehandlung von 
Sonderklasse-Patienten“. Letztere dürf-
ten von Rechts wegen medizinisch nicht 
besser behandelt werden als „gewöhn
liche“ Patienten. „Die Realität sieht aber 

anders aus“, so ein Workshopteilnehmer. 
Auf den positiven Beitrag von Privatspi-
tälern und privat versicherten Patienten 
verwies die ehemalige Gesundheitsmi-
nisterin Andrea Kdolsky: „Es ist gut, 
dass es diese Einrichtungen gibt. Sie ent-
lasten das öffentliche System.“

Einigkeit bestand darin, dass im hei-
mischen Gesundheitssystem (noch) zu 
wenig überprüft wird, welche Leistungen 
Ärzte und Spitäler erbringen. Gerade bei 
niedergelassenen Ärzten wäre eine objek-
tive Überprüfung der Versorgung wich-
tig. Im Bereich der Krankenanstalten sei 
die Lage besser. Hier gebe es seit kurzem 
einheitliche Standards. 

Heiße Debatte um den 

„Patienten Gesund-

heitsreform“, mit dabei: 

Ex-Gesundheitsminis

terin Andrea Kdolsky

Wohin geht die Reise in 
der Gesundheitsreform?
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Die Menschen werden immer 
älter, die geburtenschwachen 
Jahrgänge rücken nach, womit 

es zu einer „Entjungung“ der Gesell-
schaft kommt. Sie führt dazu, dass im 
Jahr 2030 in Europa voraussichtlich 50 
Millionen Menschen als Arbeitskräfte 
fehlen werden. Wie kann Österreich 
angesichts dieser Entwicklungen die Pro-
bleme auf dem Pflegesektor bewältigen?

Arbeitsrechtsexperte Wolfgang 
Mazal schlug vor, die Bereiche Pflege 
und Gesundheit künftig besser zu inte-
grieren. Zudem sollten die Berufs- und 
Tätigkeitssparten in diesem Sektor – 
Gastronomie, Pflege, medizinische 
Handlungen – aufgesplittet und nicht 
vermischt werden. Eine diplomierte 
Krankenschwester sollte sich also nicht 

auch um die Essensausgabe kümmern, 
ein Arzt nicht Leistungen erbringen, die 
eine Krankenschwester erledigen kann. 
Zusätzlich sollten assistive Technologien 
stärker gefördert und eingesetzt werden. 
Das sind jene Produkte oder techni-
schen Geräte, die es älteren oder chro-
nisch kranken Menschen ermöglichen, 
möglichst lange in den eigenen vier 
Wänden wohnen zu bleiben. 

„Ambient Assisted Living“

Welche technischen Produkte unter die 
Technologie des „Ambient Assisted 
Living“ (AAL) fallen, erklärte Philips-
Generaldirektor Robert Pfarrwaller. 
Neben gängigen Hilfseinrichtungen wie 
Lichtleisten oder Sicherheitssystemen 
sind das zum Beispiel intelligente Betten, 
die mit Sensoren versehen sind und Alarm 
schlagen, wenn die Person aus dem Bett 
gefallen ist. Der Fernseher könnte künftig 
als zentrales Medium fungieren, um mit 
Internettelefonieanbietern wie Skype mit 
der Familie, aber auch mit dem Arzt zu 
telefonieren. Das Problem an vielen dieser 
Technologien laut Pfarrwaller: „Vieles 

gibt es bereits als Prototyp, aber es ist 
noch nichts standardisiert im Handel 
erhältlich, weil der ökonomische Nutzen 
für die Industrie noch zu gering ist.“ 

Wer ist also gefordert? „Zunächst 
einmal die Politik“, so Mazal. Dass die 
Pflege in die Kompetenz der Länder fällt, 
findet er gut. Seiner Meinung nach brau-
che es Leadership auf der Ebene von 
Landesräten, die mit gutem Beispiel vor-
angehen und Neues umsetzen. Zudem 
sieht er die Generation 50+ gefordert. 
Mazal: „Sie sollte schon jetzt von der 
Politik auf das Thema eingestimmt und 
zur Betreuung von Älteren motiviert 
werden.“ Die Industrie sollte ihrerseits 
mit der Politik kooperieren, rascher 
bestimmte AAL-Systeme standardisieren 
und auf dem Markt anbieten. Aber auch 
jeder einzelne Bürger ist gefordert, sich 
stärker dieses unliebsamen Themas anzu-
nehmen. Das Modell der Betreuung von 
Älteren durch Gemeindemitglieder etwa 
würde derzeit nicht greifen, glaubt 
Mazal, weil der Druck in der Bevölke-
rung noch zu gering sei, sich hier mit dem 
Wissen um die eigene Zukunft im Alter 
zu engagieren. 

Herausforderungen 
und neue Lösungs-

ansätze für die 
Zukunft der Pflege 
wurden mit Presse-
Redakteurin Anna-

Maria Wallner, 
Arbeitsrechts

experten Univ.-Prof. 
Dr. Wolfgang Mazal 
und Generaldirektor 
Robert Pfarrwaller 
von Philips Austria  
im „Forum Pflege“ 

debattiert.

Sind Pflegeautomaten 
die Zukunft?

Treffpunkt forum

Who cares? Klare Worte von Arbeitsrechtler Wolfgang Mazal (links im Bild) und  

Philips-Generaldirektor Robert Pfarrwaller (Mitte) zum heiklen Thema Pflege



2012   Kommunale sommergespräche 19

Mit dem neuen Stabilitätspakt 
und den damit verbundenen 
Umsetzungsmaßnahmen 

werden Bund, Länder und vor allem  
die Gemeinden vor außerordentliche 
Herausforderungen gestellt. Während 
einzelne legistische Maßnahmen in Win-
deseile umgesetzt werden, warten ande-
re Reformprojekte und -vorschläge über 
Jahre auf ihre Behandlung. Angesichts 
dieser Perspektive war es nicht verwun-
derlich, dass sich die Frage nach den 
Gewinnern des Sparpakets erst gar nicht 
stellte. Gewinner in diesem Kontext sei, 
wer nicht zu den Verlierern zählt, merk-
ten die Workshopteilnehmer gleich zu 
Beginn des Forums nüchtern an. 

Zur Einführung in die Thematik 
erklärte Martin Huber, Landesgeschäfts-
führer des Salzburger Gemeindever-
bands, die Zusammenhänge rund um den 
innerösterreichischen Stabilitätspakt 
2012, die nunmehr geltenden Rahmenbe-
dingungen und den budgetären Fahrplan. 
Zur Erinnerung: Der Stabilitätspakt 2012 
ist Nachfolger des Stabilitätspakts 2011 
– des Finanzrahmens mit der bisher kür-
zesten Geltungsdauer. Um planen und 
arbeiten zu können, brauchen die 
Gemeinden allerdings eines noch drin-

gender als Geld: einen zumindest mittel-
fristig gültigen Budgetrahmen. 

Neue Regelungen in der  
steuerlichen Behandlung

Mit Petra Simonis-Ehtreiber von der Steu-
erberatungskanzlei Kommunal-s vertiefte 
sich das Forum anschließend in steuer-
rechtliche Details. Anhand von Beispielen 
wurden die Änderungen beim Verkauf 
von Immobilien sowie die Auswirkungen 
des Vorsteuerabzugsverbots praxisnah 
erarbeitet. Konnten Gemeinden etwa bis-
her für den Wohnbau gewidmete Grund-
stücke steuerfrei an Häuselbauer weiter-
verkaufen, ist seit dem 1.4.2012 Immobi-
lienertragsteuer fällig. Beim Verkauf muss 
nun zwischen Alt- und Neubestand 
unterschieden werden, zudem ist der Zeit-
punkt der Umwidmung relevant. Es erge-
ben sich dadurch mehrere Steuervarian-
ten. Für die Gemeinde als Verkäuferin ist 
es also unverzichtbar, diese durchzurech-
nen, um die günstigste zu finden. Dabei 
bleibt vorläufig die steuerlich brisante 
Frage offen, ob die Aufschließung der 
Grundstücke den Anschaffungskosten 
zugerechnet werden kann. In jedem Fall 
wird künftig beim Weiterverkauf von 

Zu dieser Frage setzte 
sich Wirtschaftsjourna-
listin Ruth Reitmeier 
mit Steuerexpertin 
Mag. Petra Simonis-
Ehtreiber von der 
Steuerberatungskanz-
lei Kommunal-s,  
Dr. Martin Huber, 
Landesgeschäftsführer 
Salzburger Gemeinde
verband, und den 
Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern des 
„Forum Steuer“  
auseinander. 

Komplexes Thema Steuern: Erklärungen und Debatte anhand von konkreten Beispielen

Bauland die Immobilienertragsteuer in 
den Kaufpreis eingerechnet werden – 
Häuselbauen wird damit teurer. 

Gemeinden als erste Verlierer 
des Sparpakets

Durch den Verlust der Option auf Umsatz-
steuerpflicht wird es ab dem 1.9.2012 für 
die Gemeinde in ihrer Rolle als Bauherrin 
und Vermieterin komplexer und teurer. 
Die Neuregelung hat zuletzt dazu geführt, 
dass kleinere Projekte, wie etwa die Errich-
tung von Sportanlagen, die an Vereine ver-
mietet werden, unter Termindruck vorge-
zogen wurden, um ja noch in den Genuss 
des Vorsteuerabzugs zu kommen. Einige 
größere Projekte wurden indessen abge-
blasen. Gemeinden, die aufwendige Bau-
projekte in der Pipeline haben, zählen 
somit zu den ersten Verlierern des Sparpa-
kets, denn brutto finanziert sind Bauvor-
haben nun um 20 Prozent teurer und 
damit oft zu teuer. Unterm Strich ist ein 
Investitionsrückgang der Gemeinden samt 
negativen Konsequenzen für die Konjunk-
tur programmiert.

Treffpunkt forum

Wer sind die Verlierer  
des Sparpakets?
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In der Energiefrage 
können auch Kleine 
ganz groß sein.  
Zu diesem Schluss 
kam Chefredakteur 
Manfred Perterer 
von den Salzburger 
Nachrichten im 
„Forum Energie“  
mit Franz Werdenich, 
Bürgermeister von 
Potzneusiedl, und  
Ing. Wolfgang  
Neumann, Gründer 
der Energy Globe  
Foundation.

Inwieweit ist die Eigenproduktion 
von Energie für die Gemeinden 
sinnvoll? Inwieweit können sich 

Gemeinden daran beteiligen, sie för-
dern und davon profitieren? „Der 
Trend geht ganz klar in Richtung 
Eigenversorgung“, wurde gleich zu 
Beginn des Workshops festgestellt, und 
Bürgermeister Franz Werdenich aus 
Potzneusiedl zeigte anhand eines kon-
kreten Beispiels auf, welch große Wir-
kung die Errichtung von zwei Windrä-
dern in seiner Gemeinde hatte. „Wir 
können damit so viel Energie erzeugen, 
wie die Haushalte in Eisenstadt brau-
chen“, so Werdenich. Insgesamt sollen 
elf Windräder in der Umgebung aufge-
stellt werden. 

Für die Gemeinde Potzneusiedl 
bedeutet das eine Wegebeitragsleistung 
von 80.000 Euro pro Jahr. Das ent-
spricht zehn Prozent des Jahresbudgets 
der Gemeinde. Werdenich: „Mit dieser 
Energiestrategie können wir unser 
Gemeindebudget auf lange Sicht stär-
ken, profitieren von der Umwegrentabi-
lität beim Bau, vom Wegenetzausbau 
und der Erhaltung durch die Betreiber 
und erfüllen wichtige ökologische 

Die Energiekrise  
als Wirtschaftsimpuls 

in der Gemeinde?
Aspekte.“ Die Akzeptanz durch die 
Bürgerinnen und Bürger sei zudem sehr 
hoch, so der Bürgermeister. Er ließ aller-
dings nicht unerwähnt, dass das Land-
schaftsbild durch die Errichtung der 
Windräder nicht unbedingt an Reiz 
gewinnen würde. 

Sehr positiv zeigte man sich im 
„Forum Energie“ auch gegenüber dem 
Thema Wasserkraft eingestellt. Die 
Gemeinden seien hier für eine Beteili-
gung von Gemeinden und Privaten an 
lokalen Wasserkraftwerken sehr offen. 
Eher zurückhaltend reagierte man 
beim Thema Photovoltaik. Sonnen-
kraftwerke würden sich beim derzei-
tigen Stand der Dinge (noch) nicht 
rechnen.

Energiesparen ohne Komfortverlust

Erfreut wurde die Botschaft von Wolf-
gang Neumann aufgenommen, wonach 
60 bis 70 Prozent der Energie ohne Kom-
fortverlust eingespart werden könnten. 
Die Gemeinden würden dabei als Vorbil-
der und Motivatoren für die Bevölkerung 
gelten. Um die Einsparungspotenziale 
sichtbar zu machen, gibt es in Salzburg 
und Oberösterreich ein Pilotprojekt: 
Mittels Eingabe grundlegender Daten auf 
der Internetplattform www.energiespar-
gemeinde.at lässt sich schnell herausfin-
den, wie klimafreundlich die eigenen vier 
Wände sind. Zusätzlich gibt es auf dieser 
Seite ausführliche Informationen zum 
Thema Förderungen.

Vom Windpark über Wasserkraftwerke bis zum Energiesparen:  

konstruktive Diskussion im „Forum Energie“ 

Wie schon in den Jahren zuvor wurden  

die Workshops auch heuer in bewährter Manier 

von kompetenten Journalistinnen und  

Journalisten moderiert und die wesentlichsten 

Ergebnisse am Podium präsentiert (v. l. n. r.): 

Nicholas Bukovec (Kurier), Manfred Perterer 

(Salzburger Nachrichten), Ruth Reitmeier  

(freie Wirtschaftsjournalistin), Hans Bürger 

(Moderator), Anna-Maria Wallner (Die Presse) 

und Eva Weissenberger (Kleine Zeitung) 
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Im „Forum Adminis
tration“ unter der Modera-
tion von Chefredakteurin  
Eva Weissenberger von 
der Kleinen Zeitung  
ging es mit Rotes- 
Kreuz-Generalsekretär  
Dr. Werner Kerschbaum, 
Wissenschafterin  
Mag. Eva More-Holler-
weger und em. Univ.-
Prof. Dr. Theo Öhlinger 
um den Dauerbrenner 
Freiwilligenarbeit.

Ohne Kooperationen und frei-
williges Engagement ist der 
gegenwärtige Leistungsstan-

dard in den Gemeinden nicht mehr auf-
rechtzuerhalten. Welche inhaltlichen 
und organisatorischen, finanziellen und 
strukturellen Voraussetzungen müssen 
dafür gegeben sein? Welcher nachhaltige 
Mehrwert kann generiert werden? Wel-
che Aus- und Folgewirkungen auf Frei-
willigenorganisationen hätte ein Ausfall 
der Wehrpflicht, ein verpflichtendes 
Sozialjahr?

Diese Fragen versuchten die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer des 
„Forum Administration“ in drei klei-
nen Diskussionsgruppen zu beantwor-
ten. Ergebnis: Gemeinden sollten ver-

mehrt als Projektleiterinnen auftreten. 
Die Zukunft der Zivilgesellschaft liegt 
in der Eigenverantwortlichkeit und in 
zeitlich begrenztem Engagement der 
Bürgerinnen und Bürger. Durch die 
demografischen Veränderungen und die 
ungünstige Entwicklung der Wirtschaft 
wird sich der Wohlfahrtsstaat nicht 
mehr um alle Bereiche in gewohnter 
Weise kümmern können, die Bürgerin-
nen und Bürger werden sich nicht mehr 
alle Annehmlichkeiten von der 
Gemeinde erwarten können. Die Stär-
kung der Eigenverantwortlichkeit zur 
Aufrechterhaltung einer aktiven Zivil-
gesellschaft werde daher früher oder 
später zur Selbstverständlichkeit wer-
den müssen.

Kooperation und Kreativität

Dazu wurden konkrete Vorschläge erar-
beitet, wie Gemeinden künftig bestimm-
te Leistungen weiterhin erbringen, aber 
gleichzeitig mit weniger Geld auskom-
men können. Etwa könnte das Genos-
senschaftswesen gestärkt werden, indem 
Gemeinden – z. B. für Wassergenossen-
schaften – bestimmte Haftungen über-

nehmen. Die Gemeinden sollten auch 
selbstbewusster gegenüber Vereinen 
auftreten und als Gegenleistung für 
gewährte Geldmittel einen Leistungs-
nachweis verlangen. Hilfreich wäre, eine 
einzige Ansprechperson auf Gemeinde-
ebene zu ernennen, die mit allen Verei-
nen kommuniziert, dadurch mehr Über-
blick hat und für eine gerechtere Vertei-
lung der vorhandenen Ressourcen an die 
Vereine sorgen kann. Im Gegenzug  
sollten sich Vereinsorgane stärker auf 
Gemeindepolitikebene engagieren und 
etwas mehr darüber nachdenken, wie sie 
zu den benötigten Finanzierungsmitteln 
gelangen können.  

Als Vorzeigebeispiele für kreative 
Lösungen wurden etwa die Aktion 
„Saubere Steiermark“ oder ein Schul-
projekt mit Internetkursen für ältere 
Menschen genannt. Beim Diskussions-
punkt „soziales Jahr“ waren sich alle 
Forumsteilnehmerinnen und -teilneh-
mer einig, dass zuerst genau zu überle-
gen sei, wie ein solches Jahr oder solche 
sozialen Monate aussehen könnten, 
bevor die Wehrpflicht mit dem Zivil-
dienst als Ersatz endgültig abgeschafft 
wird. 

Kreative Lösungen als Ergebnis von mehreren Kleingruppenarbeiten im „Forum Administration“

Treffpunkt forum

Kommunen und Zivilgesellschaft – 
eine neue Rollenverteilung?
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Politik

Warum werden Menschen Politiker?  
Wie ist es um das Vertrauen in die  

österreichische Politik bestellt?  
Warum jammern wir so viel über die Politik?  

Ein Versuch der Klärung von Politikwissenschafter 
und Universitätsprofessor Peter Filzmaier. 

(K)eine  
Mission  

Impossible

Man muss in Zeiten wie diesen 
ein sehr charakterstarker 
Mensch sein, um das Thema 

„Gestaltungsspielräume bzw. Politik in 
Zeiten knapper Budgets“ nicht zu ironi-
sieren, wenn es in Kärnten eine illegale 
Parteienfinanzierung gegeben hat. Billi-
ges Politik-Bashing ist dennoch nicht 
angebracht, vielmehr gilt es, einmal ganz 
sachlich über die zentrale Bedeutung von 
Politik und Demokratie zu sprechen. 

Was ist Politik? Nach einer Grund-
definition geht es darum, allgemeinver-
bindliche Entscheidungen zu treffen, 
um das Zusammenleben von Menschen 
zu regeln. Problematisch wird es aller-
dings, wenn sich nur jeder Zehnte für 
Politik interessiert. Das bedeutet, dass 
sich 90 Prozent für das, was unser 
Gemeinwesen regelt, nicht interessieren. 

Was ist Demokratie? Darunter ver-
stehen wir einen Katalog von Grund- 
und Menschenrechten sowie allgemeine, 
gleiche und freie Wahlen. Das ist die 
selbstverständliche Basis von Demokra-
tie. Ist uns diese Selbstverständlichkeit 
auch klar? Was heißt denn „allgemein“, 
„gleich“ und „frei“? Ab welchem Alter 
soll „selbstverständlich“ gewählt wer-
den? Soll das Wahlrecht an die Staats-

bürgerschaft gekoppelt sein? Soll wäh-
len dürfen, wer Steuerzahler ist? Wie 
steht es um die „geheime“ Wahl? Bei der 
Briefwahl kann der Staat das Wahlge-
heimnis weit weniger garantieren als in 
der Wahlkabine. 

Mitspracherecht und  
Demokratiequalität

Diese Definitionen helfen also nur 
bedingt weiter. Was, wenn wir Politik 
umfassender, etwa als „Mitspracherecht 
in allen Gesellschaftsbereichen“, 
beschreiben? Wie sind demokratische 
Prozesse unter diesem Titel zu beurtei-
len? Ist es demokratisch, wenn in der 
Familie alle sagen dürfen, wohin sie auf 
Urlaub fahren wollen, dann aber der 
Papa zugunsten seiner Wunschdestinati-
on entscheidet? Ist Demokratie besser, 
je mehr Menschen mitreden? Ist Demo-
kratie besser, wenn es bei Wahlen eine 

hohe Beteiligung gibt? Die Erfahrung 
zeigt, dass die Höhe der Wahlbeteili-
gung nichts mit Demokratiequalität zu 
tun hat. Immerhin kann eine hohe sub-
jektive Zufriedenheit der Bevölkerung 
die Wahlbeteiligung sogar senken. 

Was ist also überhaupt politische 
Beteiligung? Sie bietet eine reale Chance, 
den Output politischer Prozesse zu 
beeinflussen. Die Politik muss sich 
jedoch die Frage stellen: Ist diese Chance 
groß genug? Wird sie von der wählen-
den Bevölkerung als groß genug emp-
funden? Auf Gemeindeebene ist diese 
Frage eher mit ja, auf höherer Ebene 
eher mit nein zu beantworten. Warum?

Hier spielt die politische Kommuni-
kation hinein. Politik wäre wertlos, 
würde sie in komplexen Mediengesell-
schaften nicht vermittelt werden. Wir 
beschränken uns allerdings nur auf einen 
kleinen Teil der politischen Kommuni-
kation, nämlich die überredende Kom-

Expertenanalyse von  

Professor Peter Filzmaier
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Politik

munikation, um etwas durchzusetzen. 
Dabei heißt politische Kommunikation 
auch Informationsvermittlung, Partizi-
pation und politische Bildung. 

„Ein Politiker sollte  
nicht korrupt sein“

Wie sollen Politiker etwas erfolgreich ver-
mitteln, wenn sich der Durchschnitts-
deutsche – und wohl ebenso der Durch-
schnittsösterreicher – laut einer Studie 
nur insgesamt 20 Minuten pro Woche mit 
Politik beschäftigt? Der Prozentsatz 
derer, die deklarierte Antidemokraten 
sind, ist zum Glück relativ klein. Besorg-
niserregend sind hingegen die vielen 
latent Demokratieunzufriedenen. In 
Österreich sind das über zwei Millionen. 
Fragt man sie im Rahmen von Fokus-
gruppen konkret, was ihnen in der Politik 
nicht passt, braucht es einen guten Mode-
rator, um ihren Redefluss zu stoppen und 
das Jammern auf sehr hohem Niveau zu 
unterbrechen. Fragt man, wie sich die 
Gruppenteilnehmer ihre Politiker wün-
schen, herrscht Schweigen im Walde. 

Kommen schließlich doch Antwor-
ten, handelt es sich überwiegend um 
Negativdefinitionen mit Ausschlusskri-
terien wie: „Na ja, ein Politiker sollte 
nicht korrupt und kein Massenmörder 
sein.“ Es braucht weiteres Nachfragen, 
um zu folgenden Aussagen zu gelangen: 
„Ein Politiker sollte über Unabhängig-
keit, Bürgernähe, Expertentum und Sach-
kenntnis, Charisma und Entscheidungs-
stärke, Berechenbarkeit, Verlässlichkeit 
und Glaubwürdigkeit verfügen.“ Aha. 
Und wo gibt es diesen Wunderwuzzi?

In einer Umfrage zu den Qualitäten 
eines Landeshauptmanns bekam ich ein-
mal zu hören: „Er muss sich durch Fach-
kompetenz, Organisationskompetenz und 
Kommunikationskompetenz auszeichnen, 
und ein Tiroler Landeshauptmann muss 
wie der Wallnöfer sein.“ Was zeigt uns das? 
Im Wahlzusammenhang ist das objektive 
Qualifikationsprofil eines Politikers egal, 
da zählt nur das subjektive Qualifikations-
profil. Dieses wird häufig auf die nachfol-
genden Politiker übertragen – zu deren 
Unglück oder Glück. Josef Pröll bekam 

zum Beispiel bei der Nationalratswahl 
2008 in Niederösterreich überraschend 
viele Vorzugsstimmen. In diesem Bundes-
land ist man schließlich gewohnt, „den 
Pröll“ zu wählen – egal welchen. 

Klassische Politfunktionäre sind out

Ein solches Votum hat mit Vertrauen zu 
tun. Um das ist es mittlerweile nicht 
mehr sonderlich gut bestellt in der Poli-
tik. Umfragen zufolge vertrauen zwei 
Drittel der Österreicherinnen und Öster-
reicher am ehesten Feuerwehrleuten und 
Krankenschwestern. Nur sechs Prozent 
vertrauen Politikern. Auf den Plätzen 
dahinter rangieren gerade noch Zuhälter 
und Waffenhändler. Dieser Vertrauens-
verlust hat viele Gründe, einer ist wohl, 
dass sich das Bild des klassischen Polit-
funktionärs mit dem Charme der 1970er 
Jahre heute nicht mehr bewährt. Dieser 
Typus Politiker sagt zwar tolle Dinge, 
sieht aber immer gleich aus. In der Regel 
sind es Männer gleichen Alters, der glei-
chen Gewichtsklasse, vom gleichen Rhe-
toriktrainer geschult und vom gleichen 
Anzugschneider eingekleidet. Das findet 
niemand mehr aufregend, inspirierend 
oder gar vorbildhaft.

Warum, um Himmels Willen, ergrei-
fen dann immer noch Menschen den 
Beruf des Politikers? Wie bei jedem ande-
ren Beruf auch geht es den meisten 
zunächst um ehrlichen Idealismus, soziale 
Anerkennung und um Geld. Im Vergleich 
zur Wirtschaft sind Politiker jedoch chro-
nisch unterbezahlt, während die Bevölke-
rung in jedem Fall findet, dass es immer 
zu viel ist. Selbst wenn die Politikergehäl-
ter heute auf einen Schlag halbiert würden, 
hieße es morgen wieder: „Es ist zu viel!“

Rekapitulieren wir: Wir haben Politik 
eingangs als etwas definiert, das das 
menschliche Zusammenleben durch all-

gemeinverbindliche Entscheidungen 
regelt. Demnach muss Politiker einer der 
wichtigsten Berufe überhaupt sein. Dafür 
sollte der Politiker auch entsprechend 
bezahlt werden und nicht den Auswüch-
sen von billigem Revolverblattjournalis-
mus ausgesetzt sein. Letzteres trifft ins-
besondere Politik-Quereinsteiger aus der 
Wirtschaft. Sie sind gewohnt zu entschei-
den. Kommen sie in eine Koalitionsregie-
rung, wird es schwierig mit dem Ent-
scheiden. Diese Quereinsteiger bleiben 
dann entweder nicht lange dabei, oder sie 
können sich nicht durchsetzen.  

Föderalismusdebatte ohne Tabu

Schade eigentlich, denn es gäbe so viele 
Möglichkeiten, in der österreichischen 
Politik etwas zum Besseren zu wenden! 
Ein erster Schritt wäre ein Umdenken 
innerhalb der traditionellen Parteien. Der 
aktuelle Boom der „irgendwie anders sei-
enden Gruppen“ – Stichwort Piraten – ist 
erfrischend, löst aber die bestehenden 
Probleme nicht. Bloß anders zu sein 
genügt nicht. Wir sollten uns auch Gedan-
ken machen über systemische Änderun-
gen in Österreich. Es wäre angebracht, das 
Wahlrecht zu reformieren und das Pro-

porzsystem abzuschaffen. Österreich 
könnte mehr Persönlichkeitselemente wie 
in Deutschland bzw. mehrheitsfördernde 
Elemente vertragen. Eine Stärkung der 
Direktdemokratie und eine Föderalismus-
debatte ohne Tabu mit klarer Kompetenz-
zuteilung an Bund, Länder oder Gemein-
den wären mehr als wünschenswert. 

Die Lösung muss freilich nicht mehr 
Zentralisierung bedeuten. Es könnte bei 
dieser Debatte auch herauskommen, 
dass die Gemeinden mehr Kompetenzen 
erhalten. Das wäre gar kein so schlechter 
Ansatz und jedenfalls ein erster, erfreu-
licher Tabubruch.

„Im Wahlzusammenhang ist das objektive Qualifikationsprofil 
eines Politikers egal, da zählt nur das subjektive  
Qualifikationsprofil. Dieses wird häufig auf die  
nachfolgenden Politiker übertragen.“ 

Professor Peter Filzmaier
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Debatte

Zum Abschluss der 
Kommunalen Som-
mergespräche 2012 

diskutierte – wie jedes 
Jahr – eine prominent 

besetzte Politikerrunde 
unter der Leitung von 
ORF-Innenpolitikchef 
Hans Bürger. Diesmal 

ging es um die Notwen-
digkeit von Populismus 

in der Politik, das 
Zusammenspiel von 

Politik und Medien, das 
Dauerthema Budget-

knappheit und die Frage, 
ob wir denn tatsächlich 

fünf Verwaltungsebenen 
brauchen. Im Folgenden 

eine Zusammenfassung 
der wichtigsten Aussagen.

... zur Frage „Wie viel Populismus verträgt die Politik?“ ...
„Wir haben mit der Gemeindestrukturreform große Herausforde-
rungen in der Steiermark und begegnen ihnen mit Maßnahmen, 
die an die Grenzen der Zumutbarkeit gehen. Dass wir unseren 
Landtag und den Grazer Gemeinderat verkleinert haben, ist ein 
Signal, dass wir auch bei uns selbst sparen. Wenn dieses Signal 
populistisch ist, halte ich Populismus für richtig. Im Übrigen 
müssen wir uns auf eine populistische Art und Weise wehren 
dürfen – also in einer Sprache, die in großer Breite verstanden 
wird –, wenn wir in gleicher Form angegriffen werden.“

Bettina Vollath, steirische Landesrätin für Finanzen und Integration

„Populismus in der Politik ist eine Sache von Angebot und Nachfra-
ge. Ich selbst verfüge über höchste Fachkompetenz und jahrzehn-
telange Erfahrung im Gesundheitsbereich. Als Gesundheitsministe-
rin bin ich sehr populistisch dargestellt worden. Ich habe viele 
Dinge im Sachzusammenhang mit meiner Arbeit gemacht, die dann 
bereitwillig von den Medien aufgegriffen wurden. Mein Auftritt bei 
einer Kinder-Charity-Veranstaltung zum Beispiel wurde ins Negati-
ve gezogen. Für mein Auftreten beim Life 
Ball gegen Anorexie und Bulimie wurde ich 
in Österreich medial lächerlich gemacht, in 
Deutschland dafür geehrt. Als Politiker muss 
man sich wissentlich einer gewissen Feind-
schaft aussetzen – vor allem in Zeiten knap-
per Budgets, wenn nicht alle Anspruchs-
gruppen befriedigt werden können und auch 

harte Maßnahmen durchgesetzt werden müssen. Wenn Medien auf 
eine Expertin mit hohem Fachwissen treffen, ist es für die Kritiker 
unter ihnen schwierig, an dieser Fachkompetenz zu kratzen. Also 
kritisieren sie die Person. In meinem Fall begann ein Kreislauf zwi-
schen Popularität, ungeschultem Hineinkommen in die Situation 
einer Politikerin als Quereinsteigerin und Aggression. Populismus 
ist nötig, um bemerkt zu werden, aber es ist eine Gratwanderung.“

Andrea Kdolsky, ehemalige Gesundheitsministerin, jetzt Leiterin des 

Bereichs Gesundheit bei PricewaterhouseCoopers (PwC) 

„Wir erleben als Bank den Populismus in der Berichterstattung.  
Da gibt es eine Wechselwirkung. Ich würde mir manchmal mehr 
Wahrhaftigkeit wünschen. Mit den Dingen, die man nicht ändern 
kann, muss man umzugehen lernen.“

Alois Steinbichler, Vorstandsvorsitzender Kommunalkredit 

„In der Gemeindepolitik funktioniert es anders. Hier besteht ein 
direkter Kontakt zwischen den Politikern und den Menschen. 
Die Politik ist hier nicht auf die großen Medien angewiesen, und 

die Menschen sind nicht auf das Bild 
angewiesen, das die Medien von der Poli-
tik zeichnen. Die Menschen erleben ihren 
Bürgermeister und ihre Bürgermeisterin 
täglich direkt und hautnah. Da geht es 
offen und ehrlich zu. Deshalb vertraut 
man uns Gemeindepolitikern an meisten.“
Helmut Mödlhammer, Gemeindebund-Präsident

Kommunale sommergespräche   2012

Rationalisieren 
statt rationieren
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... zur Frage „Wie kann man dem Populismus in Politik und 
Medienberichterstattung beikommen?“ ...
„Es sollte mehr Geld für eine Medienförderung zur Verfügung ste-
hen, die diesen Namen verdient und an inhaltliche Auflagen 
geknüpft ist. Das bedeutet auch, dass man entsprechend ausgebil-
dete Journalisten braucht. Ein Medienmanager hat einmal gesagt, 
dass er nur noch deshalb sechs Journalisten bei sich beschäftigt, 
um die Presseförderung nicht zu verlieren. Andernfalls würde er 
Content-Manager beschäftigen. Das ist die Verabschiedung von seriösem Politik-
journalismus. Dabei müsste es selbstverständlich sein, in die Aus- und Weiterbil-
dung von Politikern und Politikjournalisten zu investieren, wo doch Politiker so eine 
wichtige Aufgabe haben. Trotz knapper Budgets wird nicht zielgerichtet in qualitäts-
volle Medienberichterstattung und in die Fortbildung von Politikern investiert.“

Peter Filzmaier, Politikwissenschafter und Universitätsprofessor 

„Ein Gutteil dieser negativen Entwicklung ist der Politik selbst zuzuschreiben. Es 
mangelt uns Politikern an Selbstbewusstsein. Wir glauben immer noch, etwas drauf-
setzen zu müssen. Dabei sollten wir den Menschen klipp und klar die Wahrheit sagen 
statt: ,Wir verzichten auf unser Politikergehalt.‘ Das ist doch Unsinn! Das ist Demonta-
ge! In der Politik wird auf allen Ebenen auch großartige Arbeit geleistet. Beispiel Sta-
bilitätspakt: Da ist etwas Sensationelles zustande gekommen. Wie haben die Medien 
reagiert? ‚Na ja, da ist halt jetzt eine Einigung erzielt worden‘, haben sie gesagt.  
In der Pflegediskussion ist viel weitergegangen. Wo ist das in den Medien gestanden? 
In den Inseratenkampagnen der Bundesregierung ist es nicht vorgekommen.“

Helmut Mödlhammer, Gemeindebund-Präsident

... zur Frage „Heißt Budgetknappheit  
knallhartes Sparen?“ ...
„Ein Budget ist der in Zahlen gegossene  
politische Wille. Wenn das Geld für die 
Umsetzung nicht da ist, kann ich wollen,  
so viel ich will. Es wird nicht gehen. Das 
müssen wir den Menschen genau kommu-
nizieren und ihnen auch klar sagen, 
warum wir was machen oder eben nicht 
machen. Ich bin überzeugt, dass das 
Gemeindeleben durch das Sparen gestärkt 
wird, weil dann eine gezieltere Unterstüt-
zung möglich ist. ‚Die Steiermark spart‘ 
heißt übrigens nicht, dass unser Budget 
geschrumpft ist! Sparen bedeutet, dass die 
Ausgaben nur in dem Ausmaß steigen, in dem auch die Ein-
nahmen steigen.“

Bettina Vollath, steirische Landesrätin für Finanzen und Integration

„Es heißt Sparen im Sinne von Rationalisierung, Optimierung 
von Prozessen und Nutzung von Synergiemöglichkeiten. Dazu 
braucht es aber jemanden, der die Entscheidungskompetenz 
hat und in der Lage ist, sich gegen herkömmliche Entschei-
dungsstrukturen zu stellen.“

Andrea Kdolsky, ehemalige Gesundheitsministerin, 

 jetzt Leiterin des Bereichs Gesundheit bei  

PricewaterhouseCoopers (PwC) 

„Die österreichischen Gemeinden haben 
mit Ausnahme von 2009 und 2010 die 
Maastricht-Kriterien nicht nur eingehal-
ten, sondern sogar übererfüllt. 2011 
haben sie einen Überschuss von 450 
Mio. Euro erwirtschaftet. Keine andere 
Gebietskörperschaft hat das geschafft! 
Das Problem der Gemeinden ist kein 
einnahmen-, sondern ein ausgabenseiti-
ges. Den Kommunen werden Aufgaben 
aufs Auge gedrückt, ohne dass vorher 
überlegt wurde, was diese Maßnahmen 
kosten und wie hoch vor allem die  
Folgekosten sind. Der Rechnungshof 
sollte bei jedem Gesetz auch auf die 

Folgekosten schauen. Damit könnte er als Kontrollorgan nicht 
nur Nach-, sondern auch Vorsorge leisten.“

Helmut Mödlhammer, Gemeindebund-Präsident

„Budgetknappheit erfordert natürlich ein gewisses Sparen, lädt 
aber auch dazu ein, erweiterte Finanzierungsmöglichkeiten zu 
schaffen. Eine solche Erweiterung der Finanzierungsbasis, die 
über das Kommunal- bzw. Landesbudget hinausgeht, ist das 
Einbeziehen anderer Kapitalquellen – etwa durch die Beteili-
gung Privater. Auf diese Art können Gemeinden ihren Gestal-
tungsspielraum in Zeiten knapper Budgets vergrößern.“

Alois Steinbichler, Vorstandsvorsitzender Kommunalkredit 

Heiße Debatte zu brisanten Themen:  

(v. l. n. r.) Alois Steinbichler (Kommunal-

kredit), Peter Filzmaier (Politikwissen-

schafter), Bettina Vollath (Landesrätin 

Steiermark), Hans Bürger (Moderator), 

Andrea Kdolsky (ehemalige Gesundheits-

ministerin), Helmut Mödlhammer 

(Gemeindebund)
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Zum Abschluss der Kommunalen Sommergespräche ein Dankeschön  

an alle Gäste, die TeilnehmerInnen der Politikerrunde und  

insbesondere an Gastgeber Bürgermeister Otto Marl (r.)

Die Narzissenhoheiten mit den Gastgebern Kommunalkredit- 

Vorstandsvorsitzender Alois Steinbichler, Gemeindebund-Präsident  

Helmut Mödlhammer und Bürgermeister Otto Marl

... zur Frage „Kann sich Österreich 
noch seine vier bzw. fünf Verwal­
tungsebenen leisten?“ ...
„Es wird mehr Kooperation zwischen 
den Ebenen erforderlich werden. 
Dass jeder alles für sich haben will, 
geht nicht. Ich würde mir wünschen, 
dass wir aufhören, uns untereinan-
der zu konkurrenzieren. Wir brau-
chen einen engeren Schulterschluss 

innerhalb des Landes, um uns auf EU-Ebene klarer positio-
nieren zu können.“
Andrea Kdolsky, ehemalige Gesundheitsministerin, jetzt Leiterin des 

Bereichs Gesundheit bei PricewaterhouseCoopers (PwC) 

„Das Mehrebenensystem hat sich durchaus bewährt. Die 
Schwierigkeit besteht in der Vermittelbarkeit. Gegenseitiges 
Bashing dieser Ebenen ist wenig hilfreich. Man konterkariert 
sich doch selbst, wenn man immer die nächsthöhere Ebene 
als den ‚Schuldigen‘ bezeichnet. Das verhindert die Positiv-
kommunikation.“

Peter Filzmaier, Politikwissenschafter und Universitätsprofessor

„Wir müssen einmal genau hinschauen und hinterfragen, 
warum wir was wie tun. Tun wir es aus Gewohnheit, weil es 
immer schon so war? Kann man es auch anders machen? 
Vieles lässt sich im Hintergrund verbessern, ohne dass es 
für die Bevölkerung negative Auswirkungen hätte. Es ist 
notwendig, die Dinge klarer und transparenter zu machen 
und in Lösungen zu investieren, die der ganzen Region hel-
fen. Dabei ist zu beachten, dass jede Reform, die über drei 
Jahre hinausgeht, nicht machbar ist. Bei unserer Gemeinde-
strukturreform wird bemängelt, dass sie zu rasch durchge-
zogen wird, aber sie muss innerhalb einer Amtsperiode 
abgewickelt werden. Was wir nicht vor der nächsten Wahl 
schaffen, werden wir nie schaffen.“

Bettina Vollath, steirische Landesrätin für Finanzen und Integration

„Es wäre wichtig, ein Bewusstsein dafür zu erzeugen, dass 
vielleicht nicht alle Gesetze, die auf diesen legislativen Ebe-
nen erlassen werden, auch tatsächlich nötig sind. Verschrei-
ben wir uns doch der Einfachheit. Dann geht etwas weiter. 
Das sieht man am besten am Beispiel der Gemeinden. Sie 
sind der Ort der 
Wahrheit, die 
Basis der Demo-
kratie. Dort hat 
das Miteinander 
bis jetzt funktio-
niert, und es wird 
auch weiterhin 
funktionieren.“

Alois Steinbichler, 

Vorstandsvorsitzen-

der Kommunalkredit 
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Bürgermeisterempfang  

am ersten Veranstaltungstag

Armbrustschießen und Get-together beim Abendessen  

auf der Blaa-Alm 

Hochkarätige Expertenvorträge und lebhafte Diskussionen in insgesamt sechs Akademien und fünf Workshops

Regelmäßiger und gern gesehener  

Gast bei den Kommunalen Sommer

gesprächen: Ex-Justizministerin  

Mag. Karin Gastinger, jetzt Direktorin 

bei PwC Advisory Services

Die 7. Kommunalen  
Sommergespräche  
in Bildern

Begrüßungsworte seitens der 

steirischen Landespolitik zur 

Eröffnung der Kommunalen  

Sommergespräche: Präsident 

LAbg. Bgm. Erwin Dirnberger vom 

Steiermärkischen Gemeindebund 

(l.) und Landtagspräsident LAbg. 

Franz Majcen (r.)

Seitenblicke
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